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Vorwort 

Liebe Leser*innen, 

„Wie stellen wir uns unsere Ge-
meinde in 20 Jahren vor? Und was 
müssen wir heute tun, um dorthin 
zu kommen?“ Diese Fragen stellen 
sich Bürgermeister*innen in vielen 
Lausitzer Orten. 

Eine Zukunft ohne Braunkohle 
– im August 2020 wurden dafür 
mit dem Strukturstärkungsgesetz 
die Weichen gestellt. Um eine 
Antwort finden zu können, wie 
diese Zukunft aussehen soll, brau-
chen wir die Kommunen. Ihnen 
kommt im Strukturwandelprozess 
eine zentrale Bedeutung zu – als 
Ideenentwicklerinnen, Förderan-
tragstellerinnen und Projek-
tumsetzerinnen. Lausitzer Städte 
und Gemeinden müssen dabei 
viele Rollen gleichzeitig bedienen 
und es ist nicht leicht, diesen An-
sprüchen neben allen alltäglichen 
Verwaltungsaufgaben gerecht zu 
werden. 

Seit zwei Jahren arbeiten 
die Werkstätten der Wirtschafts-
region Lausitz an der Projektaus-
wahl und -qualifizierung für die 
Strukturstärkungsmittel. Wir ha-
ben uns gefragt: Wie geht es Ver-
treter*innen aus Lausitzer Städ-
ten und Gemeinden auf diesem 

Neuland? Was brauchen sie, um 
der zentralen Rolle gerecht zu 
werden, die das Strukturstär-
kungsgesetz für sie vorgesehen 
hat? Und wo können wir als poli-
tische Vertreter*innen aktiv wer-
den, um Hindernisse aus dem 
Weg zu räumen? 

Dafür ist Prof. Dr. Franzke in 
den letzten Monaten mit Lausit-
zer*innen ins Gespräch gekom-
men. Der vorliegende Bericht soll 
– als Momentaufnahme – erste 
Antworten liefern. Wir stehen am 
Anfang eines langandauernden 
Transformationsprozesses. Auf 
manche Fragen gibt es noch keine 
Antworten und auf andere wird 
sich die Antwort im Laufe der Zeit 
womöglich ändern. Das ist auch in 
Ordnung. Denn in einem sich ste-
tig wandelnden Prozess lernen 
wir, mit sich stetig wandelnden 
Antworten zu leben. 

Unser herzlicher Dank gebührt 
allen, die sich die Zeit genommen 
und ihre Erfahrungen in den hier 
vorliegenden Bericht einfließen 
lassen haben. Wir danken zudem 
herzlich Prof. Dr. Franzke für seine 
Expertise und die Ausarbeitung 
des Berichts. 
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Bitte betrachten Sie den vor-
liegenden Bericht nicht als Ab-
schluss einer Recherche, sondern 
als Auftakt für viele weitere Ge-
spräche. Bleiben Sie mit uns in 
Verbindung. Wie ergeht es Ihnen 

und den Menschen in Ihren Städ-
ten und Gemeinden im Struktur-
wandel? Wo sehen Sie Handlungs-
bedarf, heute und in den nächsten 
Jahren? 

Wir freuen uns auf den Aus-
tausch! 

Ricarda Budke Benjamin Raschke Petra Budke 

Sprecherin für Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzende 
Strukturwandel in der 
Lausitz 
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Zusammenfassung 

Dieser Bericht zeigt eine Momentauf-
nahme des Entwicklungsstandes des 
regionalen Strukturwandels und 
Braunkohleausstiegs in der Branden-
burger Lausitz im Sommer 2022 aus 
politik- und verwaltungswissen-
schaftlicher Sicht. Seit ca. Anfang 
2021 befindet sich der regionale 
Strukturwandel in seiner ersten Um-
setzungsphase, bei der mit der Imple-
mentation konkreter Projekte begon-
nen wurde. Zusätzlich muss bei der 
Analyse die multiple Krisensituation 
beachtet werden, die sich seither ent-
wickelt hat. 

Dieser Bericht basiert im Wesent-
lichen auf zwei Quellen. Erstens wird 
die aktuelle wissenschaftliche Litera-
tur zum Thema des Strukturwandels 
und des Braunkohleausstiegs in der 
Lausitz analysiert. Zweitens konnte 
der Autor zwischen dem 14.7. und 
10.10.2022 13 Interviews mit insge-
samt 19 beteiligten Personen führen, 
was einen nicht repräsentativen, aber 
durchaus informativen Vergleich zwi-
schen acht Städten, Gemeinden und 
Ämtern ermöglicht. Die dabei gewon-
nenen Erkenntnisse über die Sicht-
weisen, Vorschläge und Ideen der Be-
fragten bilden die zweite Basis dieses 
Berichts. In dessen Fazit wird dann 
beides zusammengeführt und mit 
Empfehlungen des Autors verbunden. 

Sowohl in der wissenschaftlichen 
Literatur als auch in den Interviews 

im Rahmen dieses Berichts zeigen 
sich neben vielen Stärken auch einige 
Defizite des bisherigen Strukturwan-
dels in der Lausitz. Kritisiert werden 
insbesondere dessen mangelnde Ziel-
genauigkeit, ein zu starker Top-Down 
Charakter der Projektauswahl, die 
mangelnde Berücksichtigung der Bür-
gerbeteiligung in der Förderlogik und 
den Werkstätten sowie eine zu ge-
ringe Berücksichtigung der sozialen 
Dimension des Strukturwandels. Um 
allen Lausitzer Städten und Gemein-
den eine faire Mitwirkungschance bei 
konkreten Projekten der Strukturent-
wicklung zu geben, benötigen diese 
spezifische Unterstützung – durch die 
weitere Verbesserung der Finanzaus-
stattung aller Kommunen und/oder 
durch Verbesserungen der kommuna-
len Förderlandschaft, auch was die 
Strukturhilfen betrifft, wobei der Ab-
bau von Hürden und Hemmnissen für 
alle Kommunen und ein verbesserter 
Zugang insbesondere für die finanz-
schwachen Kommunen zu Fördermit-
teln von Bund und Ländern im Mittel-
punkt stehen. 
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1 Einleitung 

Aufgabe dieses Berichtes ist es, eine 
Momentaufnahme des gegenwärti-
gen Entwicklungsstandes des regio-
nalen Strukturwandels und Braun-
kohleausstiegs in der Brandenbur-
ger Lausitz im Sommer 2022 aus 
politik- und verwaltungswissen-
schaftlicher Sicht zu geben. Der 
spezielle Fokus liegt dabei auf der 
Rolle der Städte und Gemeinden in 
diesem Prozess, deren eigenem Bei-
trag zu dieser tiefgreifenden Trans-
formation sowie deren Wahrneh-
mung aktueller Herausforderungen 
und Probleme. Dieser Bericht ist 
Teil einer Beratungsleistung des 
Autors für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen im Brandenburg 
Landtag im Zusammenhang mit der 
Arbeit des Sonderausschusses des 
Brandenburgischen Landtages zur 
Strukturentwicklung in der Lausitz. 

Dieser Bericht basiert im We-
sentlichen auf zwei Quellen: (1) Die 
Analyse aktueller wissenschaftli-
cher Literatur1 zum Thema der Her-
ausforderungen und Anpassungs-
strategien von Städten und Gemein-
den in der Lausitz im Zusammen-
hang mit dem Strukturwandel und 
dem Braunkohleausstieg 

in der Lausitz sowie (2) die Auswer-
tung der durch eigene Interviews 
des Autors mit kommunalen Akteu-
ren aus ausgewählten Städten und 
Gemeinden der Lausitz gewonne-
nen Erkenntnisse über deren Sicht-
weisen, Vorschlägen und Ideen. 

Der Bericht gliedert sich wie 
folgt: Ausgangspunkt ist eine kurze 
Skizzierung einiger zentraler Di-
mensionen des laufenden Struktur-
wandels als eine der wichtigen Rah-
menbedingung kommunaler Ent-
wicklung in der Lausitz. Im Rahmen 
einer Sekundäranalyse werden als 
nächster Schritt aktuelle Einschät-
zungen von Beiträgen aus dem wis-
senschaftlichen Diskurs zur Ent-
wicklung und Förderung des Struk-
turwandels in der Lausitz zusam-
menfassend dargestellt. Im zweiten 
Teil des Berichts werden dann die 
zentralen Aussagen aus den Inter-
views im Rahmen dieses Projektes 
vorgestellt und analysiert. In den 
Schlussfolgerungen werden 
schließlich beide Analysen zusam-
mengeführt und mit Empfehlungen 
des Berichterstatters verbunden. 

Der Dank des Autors gilt al-
len befragten Führungskräften der 

1 Einschließlich einiger relevanter Veröffent-
lichungen in der „grauen“ Literatur und eini-
ger offizieller Dokumente von Institutionen 
aus Bund und Ländern. 
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Stadt- und Gemeindeverwaltungen 
sowie den anderen Befragten aus 
der Zivilgesellschaft, der Wirt-
schaftsförderung und dem Regio-
nalmanagement, die bereit waren, 

sich in den Interviews zum Thema 
dieser Studie offen und kritisch zu 
äußern. Der Autor hat sich bemüht, 
diese Positionen adäquat im vorlie-
genden Bericht festzuhalten. 
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2 Strukturwandel als zentrale Rahmenbedingung der Entwicklung 
Lausitzer Städte und Gemeinden 

Die kommunalen Gebietskörper-
schaften Landkreise, Städte und Ge-
meinden2 sind sowohl Objekt als 
auch Subjekt bei tiefgreifenden so-
zialen und politischen Struktur-
wandlungsprozessen im Allgemei-
nen als auch bei der im Gange be-
findlichen Transformation in der 
Lausitz im Besonderen. Aus mehre-
ren Gründen kommt ihnen eine 
Schlüsselrolle bei der langfristigen 
Bewältigung dieser tiefgreifenden 
Wandlungsprozesse zu. Der Struk-
turwandel ist eine mittlerweile ge-
sellschaftlich überwiegend akzep-
tierte Notwendigkeit, die vom Bund 
sowie den betroffenen Ländern in-
haltlich ausgestaltet und finanziert 
wird. Praktisch umgesetzt und ge-
staltet werden muss dieser Prozess 
jedoch immer lokal. 

In diesem Zusammenhang spie-
len die Kommunen als Räume sozi-
aler Identitätsbildung eine wichtige 
Rolle bei der Einbindung der loka-
len Gemeinschaften in den Struk-
turwandel und sorgen damit auch 
für dessen Legitimation und Akzep-
tanz vor Ort. Im Rahmen der kom-
munalen Selbstverwaltung sind 
Kommunen zuallererst territorial 

2 Zu den kommunalen Akteuren in der Lau-
sitz zählen auch die Ämter als Körperschaf-
ten öffentlichen Rechts und Gemeindever-
bände in Brandenburg. 

definierte Gebietskörperschaften, 
die durch autonome politische und 
planerische Entscheidungen zur 
Umsetzung des Strukturwandels 
und dessen lokaler Steuerung we-
sentlich beitragen. Die Kommunen 
strukturieren dabei – neben ihrem 
Beitrag zur regionalen Wirtschafts-
transformation – vor allem gesell-
schaftliche Dimension des Struktur-
wandels, indem sie selbst oder ge-
meinsam mit anderen Akteuren, die 
Lebensumstände und die Daseins-
vorsorge der lokalen Bevölkerung 
konkret und nachvollziehbar ver-
bessern. Im Zusammenwirken mit 
Bund und Ländern sind die Kommu-
nen in vielfältiger Weise einzeln 
bzw. gemeinsam an der Implemen-
tation der Förderprojekte im Zu-
sammenhang mit dem Strukturwan-
del beteiligt. 

Der Strukturwandel im Zusam-
menhang mit dem Braunkohleaus-
stieg ist ein mehrdimensionaler 
langfristiger gesellschaftlicher 
Wandlungsprozess mit vielfältigen 
wirtschaftlichen, politischen, sozia-
len und ökologischen Aspekten, der 
in spezifischer Weise sektoralen 
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und regionalen Strukturwandel ver-
knüpft. Mit einer spezifischen 
„Strukturpolitik“ versuchen insbe-
sondere die Europäische Union, 
Bund und Länder den Strukturwan-
del durch wirtschafts-, wettbe-
werbs-, sozial- und bildungspoliti-
sche sowie anderen Maßnahmen zu 
beeinflussen (siehe u. a. Berkner et 
al. 2022, Noack/Witting 2022, Rag-
nitz et al. 2021, Senius/Höffgen 
2020, Staemmler 2019). Wegen die-
ser Komplexität war es wichtig, die 
konkrete Zielsetzung dieses Be-
richts genau einzugrenzen, um si-
cherzustellen, dass dieser zu einem 
spezifischen Informationsgewinn 
führt und nicht mit allgemeinen 
Fragestellungen überlastet wird. 
Zugleich soll der Bericht hand-
lungsorientiert sein, indem aus der 
Sicht der Erfahrungen der befragten 
Städte und Gemeinden Handlungs-
empfehlungen entwickelt werden 
sollen. 

Dieser Bericht stützt sich auf die 
territoriale Definition der Lausitz in 
der Entwicklungsstrategie Lausitz 
2050, die für das Land Brandenburg 
die Landkreise Dahme-Spreewald, 
Elbe-Elster, Oberspreewald-Lausitz, 
Spree-Neiße und die kreisfreie 
Stadt Cottbus einbezieht (siehe 
Wirtschaftsregion Lausitz / Projekt 
Zukunftswerkstatt Lausitz 2020, S. 
3). Es erscheint sinnvoll, an dieser 
Stelle die Spezifik des Strukturwan-
dels in der Lausitz noch einmal kurz 

sichtbar zu machen (siehe z. B. Rag-
nitz et al. 2021, Staemmer 2021, 
Gürtler et al. 2020, Herberg et al. 
2020: S. 19ff.): 
(1) Bei der Lausitz handelt es sich 

um eine dünn besiedelte Region 
mit überalterter Bevölkerung, 
die seit Jahrzehnten einige der 
höchsten Bevölkerungsverluste 
in Deutschland zu verzeichnen 
hat. Die beabsichtigte Wirt-
schaftstransformation wegen 
des Endes des Braunkohleab-
baus hängt in der Region unmit-
telbar mit Lösungen für die de-
mographischen Herausforderun-
gen zusammen. 

(2) Neben der kreisfreien Stadt 
Cottbus als Großstadt, die eine 
besondere Rolle beim Struktur-
wandel in der Lausitz spielt, bil-
den nur wenige mittelgroße 
Städte zentrale Ankerpunkte im 
Raum. Der Brandenburgische 
Teil der Lausitz ist sehr hetero-
gen „zwischen den berlin-nahen 
Teilregionen, dem Zentrum 
Cottbus, der kernbetroffenen 
Kohle-Lausitz und den peripher-
ländlich geprägten Gebieten“ 
(Markwardt et al. 2022: S. 13). 
Zugleich ist die Lausitz der Le-
bensraum der besonders ge-
schützten sorbischen Minder-
heit. 

(3) Die negativen Folgen der ökono-
misch-sozialen Nachwende-
Transformation der 1990er 
Jahre haben tiefe Spuren im 
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Denken und Handeln der be-
troffenen Bevölkerung hinter-
lassen, die oft die Nachwen-
detransformation „als Zusam-
menbruch“ deutete (Noack 
2022b: S. 7). Diese Spuren wir-
ken bis heute nach und sind mit 
einem latent hohen Unzufrie-
denheitspotential verbunden. 
Aktuell scheint die generelle Ak-
zeptanz der Energiewende in der 
Lausitz wieder zu sinken (Lausitz 
Monitor 2022), obwohl mehr-
heitlich gleichzeitig die Notwen-
digkeit eines Strukturwandels 
gesehen wird. Zusätzlich war die 
Strukturpolitik in der Lausitz bis 
2015 „nur mäßig erfolgreich“ 
(Ragnitz et al. 2021: S. 115), was 
den politischen Druck weiter er-
höht, diesmal „eine vorbildhaft 
zu gestaltende Transformation“ 
hinzulegen (Noack 2022a: S. 14). 
Dies wird aber nur gelingen, 
wenn im Zuge des Strukturwan-
dels regional und lokal ein bis-
lang nicht gekanntes Maß an 
Partizipation und Teilhabe der 
Bürgerinnen und Bürger ge-
schaffen wird (siehe Abt et al. 
2022; Krimmer et al. 2022, Heer 
2022, 2021; Herberg et al. 
2020a, 2020b; Heer/Knippschild 
2020). Eine partizipative Gover-
nance-Struktur bildet dabei das 
Leitbild sowohl auf regionaler 
Ebene (z. B. in den Werkstätten) 

als auch in den einzelnen Städ-
ten und Gemeinden der Region 
(z. B. in Bürgerdialogen). 

(4) Der aktuelle regionale Struktur-
wandel zielt vor allem auf den 
Ausstieg aus der Braunkohle bis 
spätestens 2038 und eine nach-
haltige, innovative Transforma-
tion des Wirtschaftsraumes ab. 
Im Lausitzprogramm 2038 
(Staatskanzlei Brandenburg 
2020) wurden für die Struktur-
förderung in der brandenburgi-
schen Lausitz Priorisierungen 
und Schwerpunkte festgelegt: 
Stärkung und Entwicklung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Re-
gion (1. Priorität), Maßnahmen 
zur Fachkräftegewinnung 
und -entwicklung (2. Priorität) 
sowie Maßnahmen zur Verbes-
serung der Lebensqualität und 
Daseinsvorsorge in der Region 
(3. Priorität). Bei einem erfolg-
reichen Strukturwandel kann die 
Lausitz langfristig „zu einem Net-
toprofiteur einer geographischen 
Neuverteilung der Wirtschaftsakti-
vitäten im Zeichen des ökologi-
schen Strukturwandels (werden)“ 
(Markwardt et al. 2022: S. 18). 

(5) Die Region der Lausitz gehört 
politisch-administrativ zu zwei 
ostdeutschen Ländern (Branden-
burg und Sachsen), was einen 
vielfältigen Koordinierungsbe-
darf zwischen den beiden Lan-
desregierungen und anderen be-
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teiligten Akteuren, einschließ-
lich der Kommunen, mit sich 
bringt. Zugleich findet ein ge-
sunder Wettbewerb um innova-
tive Lösungen zwischen beiden 
Ländern statt (siehe Heer/ 
Knippschild 2021).3 

(6) Der Strukturwandel in der Lau-
sitz ist – wie in den anderen bis-
herigen deutschen Kohleförder-
gebieten – eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe, an dessen 
Planung, Finanzierung und Um-
setzung vielfältige Akteure aus 

der EU, dem Bund, den Ländern, 
der Gesellschaft und der Wirt-
schaft mit verschiedenen Inte-
ressen mitwirken. Dies stellt 
hohe Koordinierungsanforde-
rungen an die beteiligten Ak-
teure. Die Kommunen müssen 
sich dabei individuell sowie ge-
meinsam aktiv eine angemes-
sene Rolle in diesem Prozess er-
kämpfen, langfristig sichern und 
inhaltlich ausfüllen. 

3 Dieser Bericht fokussiert sich aber aus- Brandenburg und klammert den grenzüber-
schließlich auf Städte und Gemeinden in schreitenden Aspekt der Kooperation mit 

dem Land Sachsen vereinbarungsgemäß aus. 
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3 Aktuelle wissenschaftliche Literatur zum Strukturwandel 

In der folgenden Sekundäranalyse 
soll – basierend auf einer Analyse 
wissenschaftlicher Literatur vorran-
gig seit dem Jahr 2020 – der aktu-
elle Diskurs zum Strukturwandel in 
der Lausitz ausgewertet werden.4 

3.1 Zur aktuellen Entwicklungsphase des 
Strukturwandels in der Lausitz 

Der Strukturwandel als ein langfris-
tiger Prozess durchläuft naturge-
mäß verschiedene Phasen. Dessen 
aktuelle Entwicklungsphase im 
Sommer 2022 ist insbesondere 
durch zwei Faktoren geprägt: (1) das 
frühe Stadium der Umsetzung des 
Strukturwandels und (2) die so nicht 
vorhersehbare Entstehung eines 
Krisenclusters, welches den durch 
den Klimawandel hervorgerufenen 
Anpassungsdruck weiter deutlich 
verstärkt. Zu diesem Krisencluster 
gehört die bereits seit Mitte 2021 
andauernde Energiekrise (Energie-
sicherheit, -versorgung und -preise), 
die sich in Folge des russischen An-
griffskrieges gegen die Ukraine seit 
Februar 2022 und der westlichen 
Reaktion darauf nochmal deutlich 
verschärft hat. Hinzu kommt eine 

4 Nur in einzelnen Fällen wurden Studien aus 
der Zeit davor einbezogen, wenn diese As-
pekte beleuchteten, die später nicht mehr 
untersucht wurden. 

offenbar in Gang befindliche wei-
tere Beschleunigung des Klimawan-
dels, von der Brandenburg unmittel-
bar betroffen ist (langanhaltende 
Dürreperioden, Zunahme der Wald-
brände, Verschärfung der Wasser-
knappheit usw.). Im Folgenden sol-
len beide Faktoren ausführlicher 
analysiert werden. 
(1) Besonderheiten der frühen Um-

setzungsphase des Strukturwan-
dels: Dem Autor erscheint es 
wichtig, zuerst die aktuelle 
Phase des Strukturwandels zu 
definieren. In der ersten Phase 
des Strukturwandels stand die 
politische Suche nach einer 
möglichst konsensualen ge-
samtgesellschaftlichen Strate-
gie des Kohleausstiegs und des 
damit verbundenen Struktur-
wandels im Mittelpunkt. Diese 
reichte bis zur Vorlage des Ab-
schlussberichts der Kommission 
„Wachstum, Strukturwandel und 
Beschäftigung“ im Januar 2019 
als Ausdruck des sogenannten 
„Kohlekompromisses“. Bereits in 
dieser Phase waren die Span-
nungsfelder und Zielkonflikte 
des Strukturwandels deutlich 
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sichtbar ebenso wie bestimmte 
Verhandlungsdynamiken im 
Prozess der Kohlekommission 
(siehe Löw Beer et al. 2021). 
Dann folgte eine zweite Phase, in 
der dieser Konsens in gesetzli-
chen und anderen rechtlichen 
Regelungen im Bund und in den 
beteiligten Ländern verankert 
und konkretisiert wurde, insbe-
sondere was die finanziellen 
Förderungen für die bisherigen 
Braunkohleregionen in der Zeit 
bis 2038 betraf. Am 8. August 
2020 verabschiedeten Bundes-
tag und Bundesrat das „Struktur-
stärkungsgesetz Kohleregionen“ 
als sogenanntes Mantelgesetz, 
welches den finanziellen Rah-
men des Bundes festlegte, ver-
bunden mit dem Kohleverstro-
mungsbeendigungsgesetz 
(KVBG), dem Investitionsgesetz 
Kohleregionen (InvKG) und – in 
der Folge – weiteren rechtlichen 
Regelungen im Bund und in den 
betroffenen Ländern (Berkner et 
al. 2022). 

Für die Strukturstärkung in 
der brandenburgischen Lausitz 
stellt die Bundesregierung bis 
zum Jahr 2038 insgesamt 10,32 
Milliarden Euro Fördermittel zur 
Verfügung, das in zwei getrenn-
ten Verfahren vergeben wird: 
6,708 Milliarden Euro werden in 
Verantwortung des Bundes aus-
gereicht, 3,612 Milliarden Euro 
in Verantwortung des Landes 

Brandenburg. Die erste Förder-
periode läuft bis zum 31. De-
zember 2026, wobei das Land 
Brandenburg dabei rund 1,42 
Mrd. € Bundesmittel zur Verfü-
gung hat. Den Rahmen für die 
Strukturentwicklung der Lausitz 
bildet – wie schon angemerkt – 
das vom Brandenburger Kabi-
nett im August 2020 beschlos-
sene „Lausitzprogramm 2038“ 
(Staatskanzlei 2020). Längerfris-
tige Ansätze ergeben sich aus 
der Bottom-up entstandenen 
Entwicklungsstrategie „Lausitz 
2050“, an der viele regionale Ak-
teure mitgearbeitet haben (Wirt-
schaftsregion Lausitz/Projekt 
Zukunftswerkstatt Lausitz 
2020). Die Landesregierung 
Brandenburg verabschiedete 
schließlich am 24. November 
2020 eine Richtlinie zur Förde-
rung von Projekten und Vorha-
ben im Rahmen des Struktur-
wandels Lausitz. 

Außerdem wurden in Bran-
denburg die nötigen Steue-
rungs- und Koordinierungsinsti-
tutionen der Transformation in 
der Lausitz etabliert. Gesteuert 
wird der Strukturentwicklungs-
prozess auf Landesebene durch 
die Interministerielle Arbeits-
gruppe (IMAG) Lausitz der Lan-
desregierung. Nachdem diese 
die Förderwürdigkeit beantrag-
ter Projekte bestätigt hat, kön-

15 



 

 

   

 
  

  
    

 
 

  
 
 

 
 

   
 

 

 

   
  

  
  

 
  

  
 

  
   

                                                           
  

 

 

  

 
 

 

  
  

 
 

  
   

 
 

 
  

  
   

 
 
 

  
  

 

 
 
 
 

 
   

       
  
   

 
 

nen die Projektträger Förderan-
träge bei der Bewilligungsbe-
hörde Investitionsbank des Lan-
des Brandenburg (ILB) einrei-
chen. Die Wirtschaftsregion Lau-
sitz GmbH (WRL) wurde im Juni 
2020 als Landesstrukturent-
wicklungsgesellschaft für den 
brandenburgischen Teil der Lau-
sitz mit der Organisation und 
Steuerung der Aktivitäten zur 
Stärkung und Entwicklung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Lau-
sitz beauftragt.5 Diese drei Ak-
teure wirken auch im später ein-
geführten Werkstattprozess zu-
sammen und bringen in dieses 
Verfahren ihre „strukturpoliti-
sche, regionale, fachliche sowie 
finanzadministrative Kompe-
tenz“ ein (Heer 2021: S. 4). Bis 
Juli 2022 hat die IMAG 57 Pro-
jekte mit einem Investitionsvo-
lumen von rund 1,25 Mrd. 
Euro zur Förderung mit Struktur-
stärkungsmitteln empfohlen 
(Staatskanzlei Brandenburg 
2022b). Um den Strukturwandel-
prozess zu begleiten und trans-
parenter zu gestalten, hat der 
Landtag am 26. August 2020 

5 Bis Ende 2020 waren an der WRL neben den 
brandenburgischen Lausitz-Landkreisen und 
Cottbus auch die sächsischen Kreise Bautzen 
und Görlitz beteiligt. Nachdem Sachsen eine 
eigene Landesgesellschaft zur Strukturent-
wicklung in der Lausitz gegründet hatte, wa-

den „Sonderausschuss Struk-
turentwicklung in der Lausitz“ 
eingesetzt. 

Seit Anfang 2021 befindet 
sich der Prozess der Strukturent-
wicklung der Lausitz in seiner 
dritten Entwicklungsphase, bei 
der mit der Implementation ei-
ner Vielzahl von konkreten Pro-
jekten des Strukturwandels be-
gonnen wurde. Markwardt et al. 
unterstreichen daher, dass „ge-
genwärtig noch niemand eine em-
pirisch fundierte Aussage über die 
Strukturwirksamkeit der Projekte 
… treffen kann. Die meisten Pro-
jekte sind in der Bewilligungs-
phase oder gerade genehmigt …, 
umgesetzt ist noch keines“ (Mark-
wardt et al. 2022: S. 12). In die-
ser Phase liegen naturgemäß 
noch keine Evaluierungsberichte 
für Transformationsprojekte vor, 
die normalerweise eine wesent-
liche Grundlage wissenschaftli-
cher Analysen bilden. Die Inter-
views des Autors werden später 
zeigen (siehe Kapitel 4 dieses 
Berichts), dass angesichts der 
bisherigen Erfahrungen bei der 
Projektentwicklung bereits jetzt 
Lernprozesse der beteiligten Ak-

ren Bautzen und Görlitz aus der WRL ausge-
treten. Seither wird der von der Wirtschafts-
region Lausitz GmbH entwickelte Werkstatt-
prozess nur noch in der brandenburgischen 
Lausitz umgesetzt. 
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teure (insbesondere in den Städ- (2) Das Eintreten einer besonderen 
ten und Gemeinden) erkennbar 
sind. Zugleich ist zu beobachten, 
dass die Erwartungshaltung der 
betroffenen Bürgerinnen und 
Bürger, aber auch bei den betei-
ligten kommunalen Akteuren, 
auf schnelle sichtbare Auswir-
kungen der Projekte auf die lo-
kale Transformation steigt. 

Unter diesen Umständen 
werden vor allem jene Projekte 
bedeutsam sein, die bis zu den 
nächsten Wahlen in Branden-
burg im Jahr 2024 (Landtag und 
Kommunalwahlen6) Wirkungen 
zeigen können. Von diesem Ef-
fekt wird viel abhängen, um die 
mehrheitliche gesellschaftliche 
Unterstützung für den Kohleaus-
stieg und Strukturwandel in der 
Lausitz aufrechtzuerhalten und 
zu stabilisieren. Die aktuelle 
Förderperiode läuft noch bis 
zum 31. Dezember 2026. Es ist 
aber davon auszugehen, dass 
spätestens nach den Landtags-
wahlen 2024 in Brandenburg 
weitere Anpassungen der regio-
nalen Politik des Kohleausstiegs 
und des Strukturwandels wahr-
scheinlich sind, die eine nächste 
Phase des Strukturwandels mit 
deutlicher Beschleunigung des 
Vorgehens einleiten könnten. 

6 Die Kommunalwahlen sollen gemeinsam 
mit den Wahlen zum Europaparlament statt-
finden. 

multiplen Krisensituation: Auch 
die Lausitzer Kommunen erle-
ben – wie ganz Deutschland – 
eine besondere Krisensituation 
aktuell als Dauerzustand. Die Si-
tuation war bereits seit Beginn 
der Pandemie Anfang 2020 an-
gespannt und verschärfte sich 
durch die Energiekrise seit Mitte 
2021 weiter. Eine neue Dimen-
sion erreichte dieses Krisenclus-
ter aber durch den bis heute an-
dauernden russischen Angriffs-
krieg gegen die Ukraine seit dem 
24. Februar 2022. Dieser hat di-
rekte Folgen für Deutschland 
und speziell das Land Branden-
burg im Zusammenhang mit 
dem Energiekrieg Russlands ge-
gen den Westen sowie der Sank-
tionen des Westens gegen Russ-
land, die sich u. a. in dramatisch 
steigenden Energiepreisen nie-
derschlagen. Hinzu kommen die 
mit dem Krieg verbundenen Fol-
gen der Unterbringung von zu-
meist ukrainischen Kriegsflücht-
lingen in Städten und Gemein-
den, die viele Brandenburger 
Kommunen vor hohe Belastun-
gen stellt. Schließlich zeigen 
sich aktuell verstärkt Anzeichen 
einer offenbar in Gang befindli-
chen weiteren Beschleunigung 
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des Klimawandels, von denen 
Brandenburg besonders betrof-
fen ist. Dieses Krisencluster 
droht den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt in den Kommunen 
ebenso wie deren finanzielle 
Handlungsfähigkeit direkt oder 
indirekt (z. B. über die betroffe-
nen Stadtwerke) zu belasten. Al-
lerdings zeigt sich gleichzeitig 
bei vielen kommunalen Akteu-
ren ein starker Wille, sich nicht 
unterkriegen zu lassen und die 
Situation auch lokal zu meistern 
(siehe Kapitel 4 dieses Berichts). 

Diese dramatische Entwick-
lung führt insbesondere zu einer 
ernstzunehmenden Verunsiche-
rung über die realen Fristen des 
Kohleausstiegs und des Struk-
turwandels in der öffentlichen 
Debatte in der Lausitz. Das Koh-
leausstiegsgesetz vom 8. August 
2020 sieht vor, die Kohlever-
stromung in Deutschland 
schrittweise zu verringern und 
bis spätestens Ende 2038 ganz 
zu beenden. Allerdings gab es 
seither immer Bestrebungen, 
diesen Ausstieg vorzuziehen, um 
energiepolitischen Handlungs-
spielraum zu erhalten und – 
falls notwendig – schärfere Kli-
maziele formulieren zu können. 
Bereits der (öffentlich-rechtli-
che) Vertrag zur Reduzierung 
und Beendigung der Braunkoh-
leverstromung in Deutschland 
vom 10. Februar 2021 enthielt – 

neben einem Klageverzicht der 
Betreiber und Entschädigungs-
zahlungen für die Wiedernutz-
barmachung der Tagebaue – 
eine Option für den Bund, „alle 
Stilllegungsdaten in den 2030er 
Jahren nochmals um drei Jahre 
vorzuziehen“ (Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie 
2021). 

Seit Ende 2021 sind die zeit-
lichen Rahmenbedingungen des 
Kohleausstiegs und des Struk-
turwandels deutlich volatiler ge-
worden. Zuerst schien sich der 
Prozess des Braunkohleaus-
stiegs noch zu beschleunigen, da 
im Koalitionsvertrag der neuen 
Bundesregierung vom 
26.11.2021 zur Einhaltung der 
Klimaschutzziele ein „beschleu-
nigter Ausstieg aus der Kohlever-
stromung … idealerweise schon 
bis 2030“ vorgesehen war (Koa-
litionsvertrag 2021: S. 58). Dazu 
sollen die Erneuerbaren Ener-
gien massiv ausgebaut, neue 
Gaskraftwerke gebaut und die 
Kohle-Regionen beim schnelle-
ren Ausstieg unterstützt werden. 
Damit bildete sich ein Zeitfens-
ter des Ausstiegs aus der Braun-
kohlenverstromung zwischen 
„idealerweise 2030“ und „spä-
testens Ende 2038“. 

Mit den schon genannten 
geopolitischen Veränderungen 
seit Februar 2022, der Zeiten-
wende in der deutschen Politik 
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und dem Einsatz von Energie als 
Waffe durch Russland haben 
sich die Rahmenbedingungen 
für die deutsche Energiepolitik 
insgesamt und für den Braun-
kohleausstieg speziell erneut 
dramatisch gewandelt. Die Ver-
fügbarkeit billiger Energie aus 
Russland war bisher eine der ge-
setzten Rahmenbedingungen 
für den Erfolg der Energie-
wende. Diese Voraussetzung ist 
nun plötzlich weggefallen und 
lässt sich auch nicht wiederher-
stellen, sondern nur durch an-
dere Energieträger und/oder an-
dere Lieferanten substituieren. 
Der Krieg und seine Folgen 
könnten sich unter diesen Um-
ständen als schwer kalkulierba-
res Hindernis für den Struktur-
wandel in der Lausitz erwei-
sen. Im Stromsektor könnte 
nach Einschätzung der Leopol-
dina, der Deutschen Akademie 
der Technikwissenschaften so-
wie der Union der deutschen 
Akademien der Wissenschaften 
„die Kohleverstromung auch mit-
telfristig von Bedeutung sein, um 
Erdgas einzusparen … Der Ausbau 
erneuerbarer Energien und die 
Sektorenkopplung kann Erdgas 
mittelfristig in allen Sektoren suk-
zessive ersetzen. Mit diesen Maß-
nahmen kann die physische Ver-
sorgungslücke mittelfristig ab 
etwa 2025/26 geschlossen wer-
den“ (Nationale Akademie der 

Wissenschaften Leopoldina et 
al. 2022: S. 23). Im Augenblick 
deutet vieles darauf hin, dass 
dieser Zeitraum eine Art „Über-
gangsperiode“ des Strukturwan-
dels auch in der Lausitz bilden 
könnte, mit beschleunigenden, 
aber auch hemmenden zeitli-
chen Aspekten. 

Als Reaktion auf diese kom-
plexe Krisenlage sind aktuell – 
nicht nur in Brandenburg – zwei 
Strategien erkennbar: Einerseits 
der Ansatz, den zunehmenden 
Krisendruck in beschleunigtes 
Handeln umzusetzen, der davon 
ausgeht, dass trotz der volatilen 
Situation mit vielen Krisen das 
Tempo des Strukturwandels 
deutlich erhöht werden muss 
(und kann), um den offensicht-
lich größer werdenden Rück-
stand bei der Umsetzung der Kli-
maziele und der Sicherung der 
Energieversorgung „mit Tempo, 
Mut und Ehrlichkeit“ (Wuppertal 
Institut 2022a: 3) möglichst 
rasch aufzuholen. Andererseits 
ist ein Ansatz erkennbar, der von 
der Notwendigkeit einer befris-
teten Übergangsperiode im 
Strukturwandel ausgeht, in der 
temporäre Belastungen für die 
Klimaziele (z. B. durch das Wie-
deranfahren zweier Kraftwerks-
blöcke in Jänschwalde im Juli 
2022 und die befristete Verlän-
gerung der Laufzeiten einiger 
Atomkraftwerke bis April 2023) 
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vor allem aus Gründen der Ener-
giesicherheit als notwendig er-
achtet werden, wobei unklar 
bleibt, wie der dabei auftretende 
Zeitverlust für die Umsetzung 
der Klimaziele später aufgeholt 
werden soll. Welcher Ansatz sich 
am Ende durchsetzen wird, ist im 
Augenblick schwer zu sagen. 

3.2 Zum aktuellen Diskurs zu Defiziten 
des Strukturwandels in der Lausitz 

Im Rahmen der aktuellen öffentli-
chen Debatte, aber auch des wis-
senschaftlichen Diskurses, spielt die 
Rolle der Förderung der Kommunen 
beim Strukturwandel im Rahmen 
des Braunkohleausstiegs, allgemein 
und speziell in der Lausitz, weiter-
hin eine gewichtige Rolle. Dabei 
werden alle Dimensionen diskutiert, 
wie dieser Strukturwandel effektiv 
und nachhaltig sowie demokratisch 
und gerecht gestaltet werden kann. 
Im Folgenden wird versucht, insbe-
sondere die dabei angesprochenen 
Defizite und Kritikpunkte zusam-
menfassend darzustellen. 

Bislang gibt es naturgemäß nur 
wenige wissenschaftliche Studien, 
die sich mit der Evaluation der spe-
zifischen Förderprogramme zum 

7 Im Investitionsgesetzes Kohleregionen (In-
vKG) sind die Förderung nach Arm 1 (Land) 
und Arm 2 (Bund) institutionell getrennt. Im 
Arm 1 hat daher das Land Brandenburg in Be-
zug auf die Brandenburger Lausitz das Vor-
schlagrecht für Programme und Förderricht-
linien zur Durchführung der Finanzhilfen. Bei 

Strukturwandel im Kontext des 
Kohleausstiegs befassen (siehe Ber-
ker et al. 2022, Noack 2022a, Mark-
wardt et al. 2022, Sonderausschuss 
Lausitz des Landtags Brandenburg 
2022). Naturgemäß sind die Ein-
schätzungen zum erreichten Stand 
des Strukturwandels unterschied-
lich. Eine insgesamt positive Ein-
schätzung liefern Markwardt et al., 
die den brandenburgischen Akteu-
ren nach Maßgabe der Projekte in 
Arm 17 attestieren, „dass die Mittel-
vergabe im Großen und Ganzen bis-
lang ‚strukturwirksam‘ erfolgt. Die 
Projekte sind mehrheitlich wirt-
schafts- oder zumindest wissen-
schaftsnah. Das gilt für die Anzahl, 
aber noch sehr viel deutlicher für die 
Fördervolumina“ (Markwardt et al. 
2022: S. 16). 

Trotz des oben beschriebenen 
frühen Stadiums der Projekte finden 
sich in der vorliegenden wissen-
schaftlichen Literatur aber auch 
eine Reihe von Kritikpunkten, die 
im Folgenden kurz zusammenfas-
send dargestellt werden sollen: 
(1) Defizite im Zusammenspiel der 

Ebenen: Theoretisch ist das 
Drei-Ebenen-Konzept zwischen 
Bund, Ländern und Regionen 

der Vergabe der dem Land Brandenburg im 
Zuge des Förderarmes 1 zustehenden För-
dermittel spielt die WRL „eine sowohl koordi-
native als inhaltlich-prägende Rolle“ (Heer 
2021: S. 3). 
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bzw. Kommunen zur Struktur-
stärkung im Kontext des Koh-
leausstiegs ein „tragfähiges Kon-
strukt, um allen Belangen ange-
messen Rechnung zu tragen und 
die jeweiligen Schlüsselakteure 
qualifiziert einbinden zu können“ 
(Berkner et al. 2022: S. 11). In der 
Praxis des Strukturwandels in 
den Kohleausstiegsregionen ist 
das „Zusammenspiel der Ebe-
nen“ allerdings noch stark aus-
baufähig und bereits jetzt sind 
mehrere Defizite zu beobachten. 
Schon im Abschlussbericht der 
Kommission „Wachstum, Struk-
turwandel und Beschäftigung“ 
vom Januar 2019 erweckte eine 
„unzureichend priorisierte Projekt-
liste (den Eindruck) … eines 
‚Wunschzettels‘ “ (Berkner et al. 
2022: S. 11), was überzogene Er-
wartungshaltungen bei regiona-
len Akteuren erzeugte, die in der 
Folge durch sogenannte „Turbo-
“ bzw. Sofortmaßnahmen noch 
verstärkt wurden, ohne das klare 
Ziele definiert wurden. 

Die Gründe für diese Defizite 
sind auf den verschiedenen fö-
deralen Ebenen unterschiedlich. 
Aufseiten des Bundes sei nach 
Ansicht von Berkner et al. eine 
Tendenz unübersehbar, ver-
schiedene, insbesondere 
infrastrukturelle „Sowieso-Maß-
nahmen“, nunmehr unter dem 
Begriff der Strukturstärkung in 
Folge des Braunkohlenausstiegs 

zu subsumieren. Auf der Landes-
ebene wurden punktuell „Maß-
nahmen mit unzureichenden Vor-
bereitungsständen und ohne aus-
reichende Verzahnung mit der re-
gionalen bzw. kommunalen Ebene 
vorangetrieben“ (Berkner et al. 
2022: S. 11). Für die kommunale 
Ebene ist ein Trend zu verzeich-
nen, Strukturwandelmittel „ohne 
wirklichen Problembezug als will-
kommene Verstärkung der eige-
nen (begrenzten) Haushaltsspiel-
räume in Anspruch zu nehmen, 
wodurch problematische Präze-
denzfälle bezogen auf eine Gleich-
behandlung entstehen“ (Berkner 
et al. 2022: S. 11). 

Diese Probleme liegen offen-
bar auch daran, dass nicht klar 
festgelegt wurde, inwiefern sich 
die Planung der Strukturent-
wicklung in Folge des Endes des 
Braunkohleabbaus von der klas-
sischen Regionalplanung unter-
scheiden soll. In der Praxis se-
hen daher eine Reihe von Auto-
ren bislang einen Mangel an In-
novationen, die für einen Erfolg 
des Strukturwandels in den bis-
herigen Braunkohleregionen 
aber unabdingbar sind. Das 
Wuppertal Institut hat daher da-
rauf hingewiesen, dass ein Ri-
siko bestehe, „dass ‚mehr vom 
Gleichen‘ neuen und innovativen 
Ideen vorgezogen wird, die per de-
finitionem weniger bekannt sind 
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und ein gewisses Risiko des Schei-
terns beinhalten“ (Wuppertal In-
stitute 2022b: S. 33). Noack hin-
gegen sieht in der Brandenbur-
ger Lausitz – im Unterschied zu 
anderen Braunkohlerevieren – 
durchaus einen Fokus auf die 
Bereiche „Wirtschafts- und Inno-
vationsförderung“ (2022a: S. 14) 
und hebt gleichzeitig positiv 
hervor, dass die Brandenburger 
Staatskanzlei eine Evaluierung 
der Maßnahmenwirksamkeit 
frühzeitig beauftragt hat. Diese 
könnte dann auch klären, inwie-
fern die o. g. Kritik zutrifft. 

Schließlich wirkt sich auch 
bei der Strukturförderung in den 
Braunkohleregionen die traditi-
onelle „Diversität und Kleinteilig-
keit der deutschen und europäi-
schen Förderlandschaft“ aus (Se-
nius/Höffken 2020: S. 42). Für ei-
nen umfassenden Analyseblick 
auf die Strukturwirksamkeit von 
Fördermitteln für die Bewälti-
gung der Transformation der 
Braunkohlereviere ist es daher 
wichtig, „neben den Finanzmit-
teln aus dem InvKG auch sonstige 
Fördermaßnahmen zur regionalen 
Strukturstärkung einzubeziehen, 
um Fehleinschätzungen zu ver-
meiden“ (Noack 2022a: S. 13). 
Die im Strukturstärkungsgesetz 
für die Kohleregionen vorgese-
hene umfassende Wirkungsana-
lyse bedarf schon heute einer 
sorgfältigen Dokumentation der 

Ziele der einzelnen Maßnahmen, 
der möglichen Wirkungskanäle 
sowie der Zuteilung der Förder-
mittel an die Empfänger. Um mit 
Hilfe ökonometrisch-statisti-
scher Verfahren Rückschlüsse 
auf den Effekt der Maßnahmen 
ziehen zu können, seien „ausrei-
chend Informationen über die Ei-
genschaften der geförderten und 
nicht-geförderten Akteure (Perso-
nen, Unternehmen oder Kommu-
nen) und die erreichten Zielgrö-
ßen“ z. B. durch moderne Daten-
banksysteme nötig (Senius/Höff-
ken 2020: S. 42). 

(2) Mangelnde Zielgenauigkeit der 
Förderkulisse Strukturwandel: 
Ragnitz (2021: S. 6) verwies da-
rauf, dass „die Strukturwirksam-
keit, vor allem im Abgleich mit den 
Entwicklungsleitbildern der 
Transformationsregionen bei der 
Auswahl der Projekte sehr viel ex-
pliziter berücksichtigt werden 
muss. Insgesamt ist daher ein aus-
balanciertes Verhältnis von Förde-
rungen in wirtschaftsnahe Infra-
strukturen, Forschung, Innovation 
und Digitalisierung im Vergleich 
zu Fördermaßnahmen in den Be-
reichen öffentliche Daseinsvor-
sorge und Fürsorge im Blick zu be-
halten“ (siehe Noack 2022a: S. 9). 
Letztere sollten kein Überge-
wicht bekommen, obgleich diese 
sowohl strukturpolitisch als 
auch im Hinblick auf die wahr-
genommene Zufriedenheit vor 
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Ort durchaus relevant sein kön-
nen. Ein anderer Kritikansatz be-
zieht sich auf die Territorialität 
der Förderkulisse. Gebietsweise 
deutlich zu weit gefasst wurden 
die Förderkulissen mit ihren 
Festlegungen auf der Basis von 
Landkreisen und kreisfreien 
Städten. Zielgenauer wäre hier 
eine gemeindescharfe Fixierung 
oder zumindest eine Differen-
zierung in „Kern-“ bzw. „Ergän-
zungsräume“ gewesen (siehe 
Berkner et al. 2022: S. 11), um ei-
nerseits den Strukturwandel re-
gional ausgestalten zu können 
und andererseits die Kernreviere 
mit einem besonderen Gewicht 
zu versehen. 

Auch wenn eine innovative 
Strukturpolitik räumlich nicht zu 
eng ausgerichtet sein darf, ent-
scheidet sich der Erfolg letzt-
endlich daran, wie das Kernan-
liegen, Wachstum und Beschäfti-
gung zu generieren, gerade in 
den am stärksten betroffenen 
Räumen wahrnehmbar umge-
setzt wird. Die Einbeziehung der 
Raumordnungsplanung in Ab-
stimmungs- und Entscheidungs-
prozesse zum Strukturwandel 
bewegt sich zwischen „intensiv“ 
(z. B. in Sachsen durch die bera-
tende Mitwirkung der Regiona-
len Planungsverbände in den 
Regionalen Begleitausschüssen) 
und „mit Einschränkungen gege-
ben“ (z. B. in Sachsen-Anhalt auf 

der Ebene der Regionalplanung) 
(Berkner et al. 2022: S. 11). Zum 
Land Brandenburg werden an 
dieser Stelle leider keine Aussa-
gen getroffen. 

(3) Mangelnde Berücksichtigung 
der Bürgerbeteiligung in der 
Förderlogik: Auch zu diesem 
wichtigen Thema finden sich un-
terschiedliche Aussagen. Kri-
tisch äußert sich Johannes Sta-
emmler, der unterstreicht, dass 
die von der Kohlekommission 
angedachten und dringend not-
wendigen gesellschaftliche As-
pekte, „sich … in der Förderlogik 
nur unzureichend wieder(finden)" 
(Staemmler 2022: o. S.). Sebas-
tian Heer hebt hervor, dass Bür-
gerbeteiligungsverfahren in der 
Lausitz gegenwärtig kein fester 
Bestandteil der Strukturwandel-
gestaltung sind, „daher lässt sich 
noch wenig über das Funktionie-
ren oder die Güte partizipativer 
Strukturwandelgovernance im Re-
vier sagen“ (Heer 2022b). Offen-
bar sei nicht allen Akteuren des 
Strukturwandels klar, dass die-
ser nicht allein Top Down mög-
lich ist, sondern vor allem Bot-
tom-up getragen wird, was für 
die gesellschaftliche Akzeptanz 
aber besonders für die „Einbezie-
hung der Kreativität vor Ort“ (Sta-
emmler 2022: o. S.) wichtig ist. 
Die Brandenburger Landesregie-
rung schaffe es mit der Intermi-
nisteriellen Arbeitsgruppe, die 
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Entscheidungen nicht so zu ver-
ändern, dass der ganze Prozess 
in Frage gestellt wird. Das gäbe 
den Antragstellern Vertrauen, 
dass, wenn sie sich die Arbeit ge-
macht haben, auch etwas her-
auskommt. So entstehe mehr 
„Freude am Strukturwandel“. 

(4) Fehlende lausitzübergreifende 
Teilhabe-Institutionen: Die Bun-
desregierung „adressiert mit ihrer 
Förderpolitik in der Regel die Lau-
sitz insgesamt, es gibt aber keine 
adäquaten lausitzübergreifenden 
Institutionen“ (Löw Beer/Holz 
2022: o. S.). Dies macht es z. B. 
schwierig, eine oder mehrere In-
stitutionen zu bestimmen, die 
darauf achten, dass die Interes-
sen von Kindern und Jugendli-
chen in der gesamten Region 
beim Strukturwandel verbind-
lich zu berücksichtigen seien 
und diese angemessen einzube-
ziehen. Auch beim Erhalt der 
sorbischen Sprachen und Kultur 
in der Region erweist sich die 
Ländergrenze als „ein Grundübel 
des Strukturwandels“ wie Lutz 
Laschewski, Leiter der neuen 
Abteilung für Regionalentwick-
lung und Minderheitenschutz 
des Sorben-Instituts feststellte 
(in Neue Lausitz Briefing #29 / 
16. August 2022). 

(5) Problematischer Umgang mit 
dem Zeitfaktor: Zusätzlich ist 
der Umgang mit dem Faktor Zeit 
beim Strukturwandel teilweise 

problematisch, weil mitunter der 
Eindruck entsteht, die zur Verfü-
gung stehenden Mittel müssten 
in kürzester Zeit verausgabt 
oder zumindest gebunden wer-
den, „ohne der Langfristigkeit des 
Strukturwandelprozesses hinrei-
chend gerecht zu werden“ (Berk-
ner et al. 2022: S. 11). Da der 
Strukturwandel eine Generatio-
nenaufgabe ist, sollte dies auch 
zeitliche Konsequenzen für die 
Förderkulisse haben. Die bereits 
oben genannten aktuellen Unsi-
cherheiten über den weiteren 
zeitlichen Ablauf des Struktur-
wandels können diesen proble-
matischen Prozess weiter ver-
stärken. 

(6) Bürokratisierungsprozesse: Im 
Vollzug des Strukturwandels 
sind an der kommunalen Basis 
zunehmend negativ reflektierte 
Tendenzen einer weiteren „Ver-
bürokratisierung“ von Prozessen 
in Kopplung mit einem zu wenig 
ausgeprägten „Gegenstromprin-
zip“ zwischen den Ebenen zu be-
obachten. Zudem sind in Mittel-
deutschland und in der Lausitz 
Interferenzen zwischen Struk-
turwandel und dem seit 1992 
laufendem, seither mehrfach bis 
vorerst Ende 2022 verlängertem 
Verwaltungsabkommen zwi-
schen Bund und Ländern zur 
Braunkohlesanierung in Zustän-
digkeit der Lausitzer und Mittel-
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deutschen Bergbau-Verwal-
tungsgesellschaft (LMBV) mbH 
zu berücksichtigen, um Ver-
pflichtungslagen des Sanie-
rungsbergbaus nicht zu konter-
karieren8 (Berkner et al. 2022: S. 
11). 

(7) Kapazitätsprobleme von Kom-
munen bei der Umsetzung von 
Strukturwandel-Projekten: Eine 
Reihe von Lausitzer Kommunen 
im Land Brandenburg hat bei der 
Umsetzung von Strukturwandel-
Projekten Kapazitätsprobleme. 
Es fehle z. B. an Fachpersonal in 
den kommunalen Verwaltungen 
vor allem in kleineren Städten 
und Gemeinden sowie an Eigen-
mitteln für Planungen vom 
Strukturwandelprojekten. Perso-
nalmangel behindert auch die 
Bürgerinformation und -beteili-
gung beim lokalen Strukturwan-
del, wie die Forster Bürgermeis-
terin Simone Taubenek während 
der Sitzung des Sonderaus-
schusses zum Strukturwandel in 
der Lausitz am 10.6.2022 be-
tonte (siehe auch Abt et al. 
2022). Das Wuppertal Institut 
hat auf die Notwendigkeit der 
Stärkung der institutionellen 
Kapazität der Städte und Ge-
meinden hingewiesen, um die 

8 Das Folgeabkommen für die Jahre 2023– 
2027 ist ausverhandelt, aber bis Redaktions-
schluss dieses Berichtes noch nicht unter-
zeichnet. 

zusätzlichen Aufgaben der 
Transformation bewältigen zu 
können, denn diese verfügen 
über „zu wenig Zeit, Wissen oder 
finanzielle Ressourcen“ (Wupper-
tal Institute 2022b: S. 44). Die 
Förderkulisse des Strukturwan-
dels gehe bislang zu wenig auf 
diese zentralen Voraussetzun-
gen ein. Daher forderten die Bür-
germeisterinnen und Bürger-
meister von Spremberg (Spree-
Neiße), Welzow, Forst, Peitz und 
Luckau (Dahme-Spreewald) in 
der Sitzung des Sonderaus-
schusses des Landtags am 10. 
Juni 2022 mehr Hilfe von Land 
und Bund, z. B. in Form einer In-
vestitionspauschale. Teilweise 
sind diese Probleme auf den 
langjährigen Abbau der Verwal-
tungskapazitäten in vielen Lau-
sitzer Kommunen zurückzufüh-
ren, deren Mittelzufluss sich we-
gen des Bevölkerungsrückgang 
verringerte (Gürtler et al. 2020: S. 
35). Um an Förderungen von 
Land und Bund teilzuhaben, müs-
sen jetzt Verwaltungskapazitäten 
erst einmal wiederaufgebaut 
werden – überwiegend unabhän-
gig von konkreter Projektförde-
rungen. Der Bürgermeister von 
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Luckau beschrieb in einer Sit-
zung des Sonderausschusses 
„Strukturentwicklung in der Lau-
sitz“ konkret starke Hemmnisse 
für seine Stadt, wie z. B. den 
schon über 30 Jahre dauernden 
Stillstand bei der Flurordnung in 
ehemaligen Tagebaugebieten. 
Dieser führt dazu, dass die be-
troffenen Kommunen nicht vor-
rangig auf diese Flächen zugrei-
fen können, um für Industriean-
siedlung Gewerbeflächen zu er-
schließen. Die Kommunen benö-
tigen dafür dringend mehr Un-
terstützung durch das Land 
(Sonderausschuss „Strukturent-
wicklung in der Lausitz“ des 
Landtags Brandenburg 2022). 

(8) Unzureichender Zugang finanz-
schwacher Kommunen zur 
Strukturförderung: Der Kämme-
rer der Gemeinde Drahnsdorf 
Thomas König hat in seinem 
Schreiben an den Sonderaus-
schuss Lausitz des Landtages 
vom 8. Juni 2022 die Sicht einer 
ländlichen Kommune mit haus-
halterischen Problemen im Hin-
blick auf die Beantragung von 
Zuwendungen über die 
WRL (Strukturstärkungsgelder) 
vorgetragen. Für Gemeinden mit 
vorläufiger Haushaltsführung 

bzw. Haushaltssicherungskon-
zept ist es im Rahmen der ge-
setzlichen Möglichkeiten „nur 
eingeschränkt und nach entspre-
chenden Einzelfallprüfungen 
überhaupt möglich, entspre-
chende Zuwendungsanträge zu 
stellen“. Hinzu kommt noch das 
mittlerweile sehr komplexe An-
tragsverfahren. Die Durchfüh-
rung eines Vorhabens mit einer 
Zuwendung ist gerade für kleine 
Verwaltungen eine sehr große 
Herausforderung. 

3.3 Zum aktuellen Diskurs zu den Kommu-
nalfinanzen und zur Förderlandschaft 

Um die Rolle der Städte und Ge-
meinden in der Lausitz in Struktur-
wandel besser einordnen zu kön-
nen, soll in diesem Abschnitt spezi-
ell auf den aktuellen wissenschaft-
lichen Diskurs zu den Kommunalfi-
nanzen und zur kommunalen För-
derlandschaft eingegangen werden. 
Zwei Ansätze bestimmen seit vielen 
Jahren die Debatte um die Verbes-
serung der Kommunalfinanzen 
(siehe Boettcher et al. 2021).9 

(1) Erstens gehen fast alle wissen-
schaftlichen Beiträge zu diesem 
Thema davon aus, dass eine 
grundlegende Verbesserung der 
kommunalen Finanzausstattung 

9 Diese Studie befasst sich auftragsgemäß im 
Folgenden ausschließlich mit dem zweiten 
Ansatz und dessen Umsetzung in der Lausitz. 
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insgesamt der eindeutig beste 
Weg zur Stärkung der Kommu-
nen ist, insbesondere im Bereich 
der Investitionstätigkeit zur Si-
cherung der Daseinsvorsorge. 
Dies berührt alle finanzfödera-
len Transfermechanismen, in 
erster Linie aber den Finanzaus-
gleich zwischen Ländern und ih-
ren jeweiligen Kommunen 
(siehe Geissler et al. 2021, Boett-
cher et al. 2021). Ein solcher 
Weg würde allen Kommunen zu-
gutekommen, was den Zusam-
menhalt in der kommunalen Fa-
milie stärken würde. Allerdings 
wäre die Wirkung eines solchen 
Schrittes deutlich größer, wenn 
vorab oder parallel auch die Zu-
weisung der pflichtigen Aufga-
ben an die Kommunen durch das 
jeweilige Land neu justiert wür-
den. 

Nach dem KfW Kommunal-
panel 2022 finanzierten die 
Landkreise, Städte und Gemein-
den im Jahr 2021 die Hälfte ihre 
Investitionen über Kommunal-
kredite und Fördermittel, was als 
ein „Indiz für die unzureichende 
allgemeine Finanzausstattung 
und die Abhängigkeit von Bund 
und Ländern einerseits und vom 
Kreditmarkt andererseits“ bewer-
tet wird (KfW Research 2022: 
S. 21). Unter diesen Umständen 
halten über die Hälfte der be-
fragten Kommunen eine dauer-

hafte Verbesserung ihrer Finanz-
ausstattung für notwendig, um 
die Kommunalfinanzen krisen-
fest zu machen. Den eingetrüb-
ten finanziellen Aussichten der 
Kommunen „sollte politisch mög-
lichst rasch und vorausschauend 
begegnet werden. Zu nennen sind 
hierbei vor allem solche Maßnah-
men, welche eine strukturelle 
Stärkung der Kommunalfinanzen 
und damit eine Verringerung ihrer 
Krisenanfälligkeit zur Folge ha-
ben“ (Ebenda, S. 25). Die Kom-
munen selbst rechnen aktuell 
damit, dass deren Haushalte bis 
mindestens Ende 2023 „durch 
Defizite, real sinkende Investitio-
nen und einen Vermögensverzehr 
gekennzeichnet (sein werden) … 
Ohne dauerhaft verbesserte Fi-
nanzausstattung auch durch einen 
größeren Anteil am Steueraufkom-
men können die Kommunen diese 
(notwendigen) Investitionen nicht 
aus eigener Kraft finanzieren“ 
(Bundesvereinigung der kom-
munalen Spitzenverbände 
2022). 

(2) Ein zweiter Ansatz geht vor al-
lem von Verbesserungen der 
kommunalen Förderlandschaft 
aus. Dabei geht es erstens um 
den Abbau von Hürden und 
Hemmnissen für alle Kommunen 
und zweitens um einen verbes-
serten Zugang insbesondere für 
die finanzschwachen Kommu-
nen zu Fördermitteln von Bund 
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und Ländern. Als zentrale Defi-
zite werden herausgearbeitet: 
„Mangelnde Personalressourcen, 
zu hohe und fehlende Eigenmittel, 
ein zu hoher Arbeitsaufwand beim 
Antragsverfahren, zu kurze An-
tragsfristen und zu kurze Pro-
grammlaufzeiten sowie eine man-
gelnde Flexibilität der Pro-
gramme, uneinheitliche Antrags-
wege und ein hoher Dokumentati-
onsaufwand“ (Deutscher Städte-
tag/PD 2021: S. 3). Dieser Trend 
spiegelt sich auch im KfW Kom-
munalpanel 2022 wider, das auf-
zeigt, dass sich die kommunale 
Finanzierung der Investitionen 
hin zu Krediten und Fördermit-
teln verschiebt. Das KfW Kom-
munalpanel 2022 zeigt außer-
dem, dass Kommunen im finanz-
schwächsten Drittel ihrer jewei-
ligen Größenklasse und Region 
„einen deutlich höheren Anteil an 
Fördermitteln (haben), die sie als 
Zuschüsse aus verschiedenen För-
derprogrammen erhalten, in ihrem 
Finanzierungsmix als Kommunen 
im finanzstärksten Drittel“ (29 % 
versus 21 %) (KfW Research 
2022: S. 17). 

Eine Vielzahl aktueller wissen-
schaftlichen Studien befasst sich 
mit der Analyse der Förderpro-
grammstrategien und -landschaften 
in Bund und Ländern sowie deren 
Nutzung durch die Kommunen 
(siehe u. a. Kommission zur Konso-
lidierung von Förderprogrammen 

und Weiterentwicklung der sächsi-
schen Förderstrategie 2022; Kenk-
mann et al. 2022; Deutscher Städte-
tag /PD 2021; Flögel/Langguth 
2021; Sydow 2018; Brand/Steinbre-
cher 2018). Spezifische Analysen 
befassen sich in diesem Zusammen-
hang mit interessanten Ansätzen ei-
ner besseren Serviceorientierung 
der Regionalförderung (SPRINT 
2022). 

Einen spezifischen Branden-
burg-Bezug weist vor allem die von 
Christian Raffer verfasste Bench-
mark-Studie zu den Förderpro-
grammlandschaften/-strategien im 
Ländervergleich auf, die einen Vier-
Länder-Vergleich stützt (neben 
Brandenburg auch Hessen, Sachsen 
und Mecklenburg-Vorpommern). 
Diese Benchmark-Studie gelangt 
bezüglich Brandenburgs zu dem Fa-
zit, dass dieses – wie die drei ande-
ren untersuchten Länder – über 
keine „förderpolitische Gesamtstra-
tegie“ verfügt, seine Förderkulisse 
allerdings weniger kleinteilig ist als 
jene in Mecklenburg-Vorpommern 
und Sachsen und der Anteil relativ 
gering dotierter Programme eben-
falls deutlich geringer ist als in 
Mecklenburg-Vorpommern (Raffer 
2022: S. 49). 

Für die Lausitzer Städte und Ge-
meinden bleibt die Krisenfestigkeit 
ihrer Finanzen eine entscheidende 
Voraussetzung dafür, im weiteren 
Strukturwandel, der immer stärker 
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in einem krisenhaften Umfeld erfol-
gen muss, bestehen zu können. Dies 
gilt insbesondere deshalb, weil die 
transformativen Herausforderungen 
– unabhängig von den Laufzeiten 
der Strukturhilfeprojekte – ein stei-
gendes Investitionsniveau der Kom-
munen erfordern. Lenk et al. weisen 
darauf hin, dass die im Rahmen ih-
res Abschlussberichts Befragten aus 
Politik und Verwaltung in der Lau-
sitz „einen hohen landesseitigen 
Handlungsbedarf“ sehen, aber „ei-
gene Potenziale eher weniger in Be-
tracht“ ziehen. „Zugleich besteht ein 
geringes Interesse, die Fördermittel 
im Rahmen von interkommunaler Zu-
sammenarbeit einzuwerben. Dies 
zeigt beispielhaft, dass eigene Poten-
ziale nicht vollends genutzt werden, 
obwohl dies die bestehenden Hinder-
nisse teilweise entschärfen würde. 
Demnach sind nicht nur die Länder, 
sondern auch die Kommunen gefor-
dert, neue Wege in der Zusammenar-
beit zu bestreiten“ (Lenk et al. 2020: 
S. 146). 

3.4 Forschung zu weiteren Aspekten des 
Strukturwandels in der Lausitz 

Neben den schon genannten Analy-
sen liegt eine Vielzahl von aktuellen 
Studien aus anderen Forschungszu-
sammenhängen vor, wie den Regio-
nalstudien, der Forschung zu den 
ländlichen Räumen, der Kleinstadt-
forschung, der Engagementsfor-
schung usw. Diese Analysen, von 

denen hier nur einige ausgewählte 
vorgestellt werden können, arbei-
ten ebenfalls interessante Aspekte 
heraus, die für die Analysen des 
Strukturwandels in der Lausitz 
nützlich sein können. 

Die Forschung zu den ländlichen 
Räumen in Deutschland hat sich in 
den letzten Jahren deutlich ver-
stärkt. Aus kommunalwissenschaft-
licher Sicht sind hier vor allem die 
Analysen zum Umbau der Daseins-
vorsorge in den ländlichen Räumen 
(siehe Tent et al. 2021) sowie die Er-
fahrungen aus dem „Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Ent-
wicklung des ländlichen Raums (E-
LER) als dem größten Förderinstru-
ment in diesem Bereich für die 
Strukturwende in der Lausitz inte-
ressant. Anknüpfungspunkte bilden 
dabei auch die vorgestellten Bestre-
bungen, urbane und ländliche 
Räume wieder stärker gemeinsam 
zu denken und mögliche Synergien 
im Rahmen des Strukturwandels 
herauszufinden bzw. zu verstärken. 

Für die Lausitz von besonderem 
Interesse dürften auch die Analysen 
der Kleinstadtforschung sein, die in 
den letzten Jahren einen erfreuli-
chen Aufschwung nimmt. Milbert 
und Porsche (2021) zeigen z. B. in 
ihrer Analyse moderner Strategien 
der Kleinstadtentwicklung ver-
schiedene neue Möglichkeiten zu 
kommunalen Innovationen bei den 
Konzepten der Smart Towns, der in-

29 



 

 

   
 

  
  

  

  
  

  
 

 
  

    
  

   
 

  
   

  
 

     
   

  
    

  
 

  
 

    
 

 
  

    
 

 
  

 
   
  

  
 

   
 

 
 

 
 

  
 

  
   

  
  

  
 

  
 

 
 

   

 
    

  
 

  
 
 
 

  
  

tegrierten Stadtentwicklung, der in-
terkommunalen Kooperation sowie 
der kooperativen Kleinstadtplanung 
auf (siehe auch Maretzke/Porsche 
2020). Aus der Sicht der Digitalisie-
rungsforschung nutzen auch Braun 
et al. 2021 den Ansatz, um das Ent-
stehen und die Entwicklung digita-
ler kommunaler Innovationsräume 
und deren Erfolgsfaktoren an einer 
Reihe von Fallbeispielen zu unter-
suchen. 

Neuere Forschungsergebnisse 
zum bürgerschaftlichen Engage-
ment in Deutschland befassen sich 
speziell mit dem Zusammenhang 
von kommunaler Daseinsvorsorge 
und zivilgesellschaftlichem Enga-
gement (z. B. Krimmer et al. 2022). 
Deren spezielle Darstellungen zum 
ehrenamtlichen Engagement in 
Brandenburg und dessen Förderung 
(Krimmer et al. 2022: S. 48ff.) sind 
auch für die weitere Entwicklung 
der bürgerschaftlichen Teilhabe in 
der Lausitz sehr hilfreich. Neben 
Städten mit einem hohen Grad an 
zivilgesellschaftlichem Engage-
ment gibt es dort auch Städte, in de-
nen dieses Engagement noch stei-
gerungsfähig ist und besser in die 
Aktivitäten der städtischen Politik 
bzw. Verwaltung eingebunden wer-
den könnte. Für den lokalen Struk-
turwandel ist es aber unabdingbar, 
dass eine starke lokale Zivilgesell-
schaft diesen Bottom-up unter-
stützt und legitimiert. 

Das auch die Forschungen zur 
Regionalökonomie einen Beitrag 
zur Transformation in der Lausitz 
leisten können, zeigen z. B. Hirschl 
et al. 2022, die untersuchen, wie die 
Wertschöpfung – und damit der 
ökonomische Nutzen – in Form von 
Gewinnen der Unternehmen und 
Gesellschafterinnen und Gesell-
schafter, Einkommen von Beschäf-
tigten sowie der kommunale Anteil 
der darauf gezahlten Steuern stär-
ker in der Region verbleiben und 
damit „die ökonomische Teilhabe der 
Bürgerinnen und Bürger“ verbessert 
werden kann. Sie erarbeiten anhand 
eines der von ihnen herausgearbei-
teten Szenarien der Klimaneutrali-
tät (dem Klimaneutral 2045-Szena-
rio) bei der Energiewende in der 
Lausitz, wie neben den Unterneh-
men auch die Kommunen und die 
Bürgerinnen und Bürger deutlich 
stärker von der zusätzlichen Wert-
schöpfung profitieren könnten, 
maßgeblich durch Photovoltaik-
und Windenergieanlagen sowie 
Maßnahmen der energetischen Ge-
bäudesanierung. Die „Standortkom-
munen würden durch Steuern und 
auch durch Gewinnbeteiligungen 
maßgeblich von dieser Wertschöp-
fung profitieren. Damit dies gelingt, 
müssen den Bürgerinnen, Bürgern 
und Kommunen jedoch erst durch 
entsprechende Rahmenbedingungen 
auf Bundes- und Landesebene die 
Möglichkeiten geschaffen werden, 
sich stärker finanziell zu beteiligen“ 
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(Hirschl et al. 2022: S. 183f.). So-
wohl die Mitbestimmung als auch 
die finanzielle Beteiligung der Be-
völkerung und der Kommunen seien 
kritische Erfolgsfaktoren, um erfor-
derliche Flächen bereitzustellen, In-
vestitionen anzustoßen und damit 
zur Akzeptanz vor Ort beizutragen. 
Bereits oben zitiert sind des Weite-
ren eine Reihe aktueller Studien aus 
der Sicht der Regionalforschung 
und -entwicklung und der Landes-
planung (siehe Berkner et al. 2022, 
Öko-Institut 2022). 

Schließlich gewinnen sozioöko-
nomische Problemstellungen sowie 
Demokratiefragen auch bei der 
Nachhaltigkeitsforschung an Be-
deutung, wie Herberg et al. 2020 
und Knippschild et al. 2022 zeigen. 
Am Beispiel der Lausitz zeigen die 
Autoren überzeugend auf, wie Kon-
flikte genutzt werden können, um 
den kollektiven Bezug zum Gemein-
wohl aufzudecken und zu verstär-
ken. 

Natürlich sind auch aktuelle in-
ternational vergleichbare Studien 
zur Transformation von Kohleregio-
nen verfügbar (wie z. B. die Just 
Transition Toolbox for coal regions 
des Wuppertal Instituts 2022). Ge-
meinsam ist den Kohleregionen im 
internationalen Vergleich vielfach 
das Ausstiegsdatum in den 2030er 
oder 2040er Jahren, Unterschiede 
ergaben sich aus den nationalen 
Ausstiegsstrategien sowie den da-

mit verbundenen Förderprogram-
men. Gemeinsam ist aber „The tran-
sition isn’t just about the economy, 
but about people“. Unter der Vielfalt 
der „just transition approaches“ 
(Wuppertal Institute 2022b) mit 
teilweise weitreichenden neuen Vi-
sionen wird auch das deutsche Fall-
beispiel „Ruhrregion“ als Status Quo 
orientierten Transformation einge-
ordnet („no harm done“) (Wuppertal 
Institute 2022b: S. 12). Die Studie 
zeigt die Bandbreite der verschiede-
nen Transformationsansätze, die für 
künftige Transformationsschritte in 
der Lausitz durchaus interessant 
sein könnte. Weitere internationale 
Vergleiche, die für den Strukturwan-
del in der Lausitz interessante Er-
fahrungen mit ähnlichen Prozessen 
widerspiegeln, befassen sich mit er-
folgreichen Strategien zur Siche-
rung der Daseinsvorsorge in ländli-
chen Regionen (siehe Hernández/ 
Schneider 2021, Tent et al. 2021).

 Internationale Erfahrungen und 
Best Practice für staatliche Förder-
verfahren analysieren Hammer-
schmidt et al. (2019). Sie zeigen, wie 
nationale oder regionale Regierun-
gen in den letzten Jahren versucht 
haben, das zentrale Ziel einfacherer 
Förderprozesse durch unterschied-
lich weitreichende Reformbemü-
hungen zu erreichen. 
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Diese zielen übereinstimmend da-
rauf ab „mit effektiven Reformen bei 
Fördermittelempfängern und -gebern 
bürokratische Lasten (zu) reduzieren, 
Verfahrenskosten (zu) senken und so-
mit Ressourcen freisetzen (zu) lassen, 
die statt auf das Prozessmanagement 
künftig auf das Erreichen der eigentli-
chen Förderziele verwandt werden 
können“ 

(Hammerschmidt et al. 2019: S. 61). 
Die für die Kommission zur Verein-
fachung und Verbesserung von För-
derverfahren in Sachsen angefer-
tigte Studie enthält viele Anregun-
gen im Detail, die auch für die För-
derkulisse des Strukturwandels in 
Brandenburg anregend sein kön-
nen. 
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4 Auswertung der Interviews im Rahmen des Projektes 

4.1 Zur Auswahl der Fallbeispiele ger Lausitz (Elbe-Elster, Oberspree-
wald-Lausitz sowie Spree-Neiße) 

Ursprünglich wurden für diesen 
plus die kreisfreie Stadt Cottbus 

Bericht vereinbarungsgemäß je-
(Siehe Tabelle 1) ausgewählt. Bei 

weils zwei Fallbeispiele (Städte, 
diesem ursprünglichen Sample 

Gemeinden oder Ämter) aus den 
drei Landkreisen der Brandenbur-
Tabelle 1: Städte, Gemeinden und Ämter, in denen Akteure befragt wurden. 

Gemeinde (Land-
kreis) 

Administrativer 
Charakter 

Zentralörtliche 
Rolle 

Einwohnerzahl 
und -dichte10 

Cottbus/Chóśebuz 
Kreisfreie Groß-
stadt11 Oberzentrum 

98.359 Einwoh-
ner (594 je km2) 

Senftenberg/Zły 
Komorow (OSL) 

Mittlere 
kreisangehörige 
Stadt, Kreissitz 

Mittelzentrum 
in Funktions-
teilung mit 
Großräschen 

23.232 Einwoh-
ner (182 je km2) 

Spremberg/Grodk 
(SPN) 

Mittlere 
kreisangehörige 
Stadt 

Mittelzentrum 
21.464 Einwoh-
ner (106 je km2) 

Finsterwalde / 
Grabin (EE) 

Kreisangehörige 
Kleinstadt 

Mittelzentrum 
15.748 Einwoh-
ner (203 je km2) 

Amt Peitz / Picnjo 
(SPN) 

Amt mit 8 amts-
angehörigen 
Gemeinden 

--
10.631 Einwoh-
ner (37 je km2) 

Luckau/Łukow (LDS) 
Kreisangehörige 
Kleinstadt 

--
9.466 Einwohner 
(46 je km2) 

Amt Altdöbern (OSL) 
Amt mit 5 amts-
angehörigen Ge-
meinden 

--
5.510 Einwohner 
(28 je km2) 

Sonnewalde / 
Groźišćo (EE) 

Kreisangehörige 
Stadt (Landge-
meinde) 

--
3.153 Einwohner 
(26 je km2) 

Quelle 1: Eigene Darstellung 

10 Quelle: Amt für Statistik Berlin-Branden- 11 Stadt- und Gemeindetypen nach BBSR. 
burg, Stand: Ende 2021. 
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wurde zusätzlich auf einen mög-
lichst unterschiedlichen administ-
rativen Charakter (kreisfrei, kreis-
bzw. amtsangehörig), unterschied-
liche Einwohnerzahl (zwischen 
98.000 und 683 Einwohnern) sowie 
verschiedenen zentralörtlichen 
Funktionen (Ober-, Mittelzentrum 
bzw. ohne Rolle) geachtet. 

Für alle verabredeten Fallbei-
spiele wurden im Juli 2022 zuerst 
die Hauptverwaltungsbeamten an-
gefragt, ob sie für ein Interview zur 
Verfügung stehen würden. Es er-
klärten sich schließlich Hauptver-
waltungsbeamte von acht Städten 
und Gemeinden zu einem Interview 
bereit: aus der kreisfreien Stadt 
Cottbus, der Stadt Senftenberg und 
dem Amt Altdöbern (Kreis Ober-
spreewald-Lausitz), der Stadt 
Spremberg und dem Amt Peitz 
(Kreis Spree-Neiße), den Städten 
Finsterwalde und Sonnewalde 
(Kreis Elbe-Elster) sowie der Stadt 
Luckau (Kreis Dahme-Spreewald). 

Die oben bereits beschriebene 
angestrebte Breite des Samples 
blieb dabei im Wesentlichen erhal-
ten (Siehe Tabelle 1).12 Es konnten 
Repräsentanten von Städten, Ge-
meinden bzw. Ämtern mit einer 
Einwohnerzahl zwischen 98.359 
(Cottbus) und 3.153 Einwohnern 
(Sonnewalde) gewonnen werden. 

12 Bei den Ämtern wurden die Amtsdirekto-
ren bzw. Amtsdirektorinnen befragt. Amts-
angehörige Gemeinden konnten leider 
nicht befragten werden. 

Eine kreisfreie bzw. fünf kreisange-
hörige Städte und Gemeinden sind 
einbezogen. Das Sample umfasst 
weiterhin Städte und Gemeinden 
mit verschiedenen zentralörtlichen 
Rollen, ein Oberzentrum, drei Mit-
telzentren sowie zwei Städte ohne 
zentralörtliche Funktion. Was die 
Projektebene im Rahmen der 
Strukturentwicklung Lausitz be-
trifft, so gehört dem Sample mit 
Cottbus das „Vorzeigebeispiel“ mit 
12 bis Mitte August 2022 bewillig-
ten eigenen Projekten der Stadt so-
wie acht bewilligten Projekten an-
derer Akteure aus der Stadt an. Die 
Stadt Spremberg ist über den be-
willigten Projektantrag des Zweck-
verbandes Industriepark Schwarze 
Pumpe und weitere Projektanträge 
beteiligt, auch die Städte Senften-
berg und Luckau haben Projekte 
eingereicht. Mit Sonnewalde, Fins-
terwalde und den Gemeinden des 
Amtes Altdöbern sind aber auch 
Kommunen vertreten, die bislang 
noch keine Projektanträge gestellt 
haben (siehe Landtag Brandenburg 
2022). 

Im Rahmen dieses Projekts 
konnten zwischen dem 14. Juli und 
10. Oktober 2022 insgesamt 13 In-
terviews mit insgesamt 19 Perso-
nen durchgeführt werden, darunter 
mit acht Hauptverwaltungs-
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Tabelle 2: Interviews mit Hauptverwaltungsbeamten bzw. Verantwortlichen aus den 
Stadtverwaltungen 

Gruppe der Akteure Interviews 
1. Cottbus: 28.7. Präsenz-Interview mit dem Oberbür-
Hauptverwaltungsbeamter13, germeister Herrn Holger Kelch, dem Dezer-
Fachbereichsleiter, nenten für Wirtschaft, Digitalisierung und 
Pressesprecher Strukturentwicklung Herrn Stefan Korb so-

wie dem Pressesprecher Herrn Jan 
Glossmann 

2. Senftenberg: 23.8. Präsenz-Interview mit Bürgermeister 
Hauptverwaltungsbeamter, Herrn Andreas Fredrich und dem Bereichs-
Fachbereichsleiter leiter Stadtentwicklung und Bau Herrn 

Carsten Henkel 
3. Amt Altdöbern: 
Hauptverwaltungsbeamter 

27.7. Präsenz-Interview mit dem Amtsdirek-
tor Herrn Frank Neubert 

4. Spremberg: 14.7. Präsenz-Interview mit der Bürger-
Hauptverwaltungsbeamte, meisterin Frau Christine Herntier und Herrn 
Fachbereichsleiter Martin Mogel (Koordinator Lausitzrunde / 

Bürgerhaushalt) 
5. Amt Peitz 
Hauptverwaltungsbeamte 

10.10. Online-Interview mit der Amtsdirek-
torin Frau Elvira Hölzner 

6. Luckau: 
Hauptverwaltungsbeamter 

17.8. Präsenz-Interview mit dem Bürger-
meister Herrn Gerald Lehmann 

7. Sonnewalde: 
Hauptverwaltungsbeamter 

24.8. Präsenz-Interview mit Bürgermeister 
Herrn Felix Freitag 

8. Finsterwalde: 
Fachbereichsleiter (in Vertretung 
des Bürgermeisters) 

30.8. Präsenz-Interview mit dem Fachbe-
reichsleiter Wirtschaftsförderung / Stadt-
marketing / Kultur Herrn Torsten Drescher 

beamten (Oberbürgermeistern 
bzw. Bürgermeistern sowie Amtsdi-
rektoren)14, drei Fachbereichslei-
tern und einem Pressesprecher aus 
den Stadtverwaltungen, vier Regio-
nalmanagern bzw. Wirtschaftsför-

13 Hier werden entsprechend der Branden-
burgischen Kommunalverfassung die be-
fragten Oberbürgermeister, Bürgermeister 
und Amtsdirektoren subsumiert. 

Quelle 2: Eigene Darstellung 

derern sowie drei Vertreter der Zi-
vilgesellschaft geführt werden 
(siehe Tabelle 2, Interviewleitfaden 
im Anhang). Dies ist selbstver-
ständlich keine repräsentative Be-
fragung, die – angesichts der 

14 Hier wurde ein Interview einbezogen, 
dass ein Fachbereichsleiter im Auftrag des 
Bürgermeisters geführt hat. 
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Tabelle 3: Interviews mit Vertretern der Zivilgesellschaft 

Gruppe der Akteure Interviews 
9. Neupetershain: 
Vertreter Zivilgesellschaft 

6.10. Online-Interview mit Herrn Steffen 
Soult15 (Projektentwickler Neupetershain, Pro-
jektbearbeiter Strukturentwicklung / Bergbau 
in der Stadtverwaltung Welzow) 

10. Vertreter Zivilgesellschaft 6.10. Online-Interview mit Herrn Paul Suppan 
(AB Contra MVA Jänschwalde) 

11. Regionalmanager 13.9. Online-Interview mit einem Regionalma-
nager aus dem Landkreis Elbe-Elster 

12. Vertreter Zivilgesellschaft 6.10. Online-Interview mit Herrn Gerd Kauf-
mann (Mensch Luckau e.V.) 

begrenzten zur Verfügung stehen-
den Ressourcen – auch nicht beab-
sichtigt war. Es ist aber als eine 
konkrete Momentaufnahme der Si-
tuationseinschätzung durch kom-
munale Akteure aus acht unter-
schiedlich strukturierten betroffe-
nen Lausitzer Kommunen einzu-
schätzen, die beachtet werden 
sollte. 

4.2 Zielsetzung der Interviews 

Die Interviews mit den Hauptver-
waltungsbeamten basierten auf ei-
nem mit dem Auftraggeber abge-
stimmten einheitlichen Interview-
leitfaden mit einer Reihe von offe-
nen bzw. standardisierten Fragen 
(siehe Anlage dieses Berichts). 
Letztere wurden den Befragten 

15 Herr Soult wurde für diesen Bericht ur-
sprünglich wegen seiner Projekte im Zu-
sammenhang mit dem Strukturwandel in 
Neupetershain ausgewählt. 

Quelle 3: Eigene Darstellung 

vorab zugesandt. Für die Regional-
manager bzw. Vertreter der Zivilge-
sellschaft wurde der Fragebogen 
entsprechend angepasst. 

Im Bericht sollen unter den ge-
nannten Umständen aus politik-
und verwaltungswissenschaftlicher 
Sicht folgende spezifisch auf 
Städte und Gemeinden in der Re-
gion zugeschnittene Fragestellun-
gen analysiert werden: 
(1) Wie sehen die befragten Lausit-

zer Städte und Gemeinden ak-
tuell die Herausforderungen 
des regionalen Strukturwan-
dels? Wie haben sie sich kon-
zeptionell, organisatorisch, fi-
nanziell und personell auf den 
Strukturwandel eingestellt? 
Was planen diese künftig? In-
wiefern sind Innovationen auf 
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den Weg gebracht oder ge-
plant? 

(2) Wie fühlen sich die Lausitzer 
Städte und Gemeinden in den 
regionalen Strukturwandel bis-
her insgesamt integriert? Wel-
che Herausforderungen sehen 
sie in diesem Zusammenhang 
aktuell und künftig? Welche 
Vorschläge haben sie, um ihre 
Rolle im regionalen Struktur-
wandel zu verbessern? 

(3) Welche Rolle spielt beim loka-
len Strukturwandel die Koope-
ration mit lokalen Stakeholdern 
(z. B. der Zivilgesellschaft) so-
wie die interkommunale Zu-
sammenarbeit mit benachbar-
ten Städten und Gemeinden? 
Wie beurteilen die Kommunen 
den Stand dieser Kooperatio-
nen? Welche Verbesserungsbe-
darfe sehen sie? Gibt es einen 
Wettbewerb zwischen den 
Städten und Gemeinden im re-
gionalen Strukturwandel? 

(4) Welche unterstützenden Maß-
nahmen durch das Land Bran-
denburg oder durch den Bund 
wären aus der Sicht der Städte 
und Gemeinden geeignet, diese 
Projektförderung im Zusam-
menhang mit dem Strukturwan-
del weiter zu verbessern? Wie 
kann sichergestellt werden, 

16 Der Einfachheit halber wird hier der be-
fragte Fachbereichsleiter in Finsterwalde zu 

dass alle Städte und Gemeinden 
befähigt bleiben, sinnvolle Pro-
jekte im Rahmen des Struktur-
wandels einbringen zu können? 

4.3 Zusammenfassende Inhaltsanalyse 
der Interviews 

Im Folgenden werden die zentralen 
Ergebnisse der Interviews zusam-
menfassend in verschiedenen 
Schwerpunkten dargestellt und be-
wertet. Die Analyse ist vor allem 
auf die Angaben bzw. Einlassungen 
der acht befragten Hauptverwal-
tungsbeamten16 fokussiert (Inter-
views Nr. 1 bis 8, siehe Tabelle 2). 
Die Antworten der anderen Befrag-
ten (Regionalmanager, Wirtschafts-
förderer und zivilgesellschaftliche 
Akteure) werden anschließend ein-
bezogen und dazu ins Verhältnis 
gesetzt. 

Anpassungen der Stadt- bzw. Gemeindever-
waltungen an den Strukturwandel 

Organisatorische und inhaltliche 
Anpassungsprozesse an die Anfor-
derungen des Strukturwandels zei-
gen sich in allen acht befragten 
Städten und Gemeinden, allerdings 
erwartungsgemäß in unterschiedli-
chem Umfang und Tempo. Einige 
größere und leistungsstärkere 

den „Hauptverwaltungsbeamten“ dazuge-
rechnet, da dieser in Vertretung des Bürger-
meisters interviewt wurde. 
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Städte konnten z. B. in den vergan-
genen Jahren eigene Fachbereiche 
aufbauen, um die Verantwortungen 
innerhalb der Stadtverwaltung für 
den StrukturwandeI besser zu bün-
deln sowie die Koordinierung mit 
den kommunalen Unternehmen 
(vor allem den Stadtwerken und 
Wohnungsbaugenossenschaften) 
bei der lokalen Strukturentwick-
lung stärken. Das trifft in erster Li-
nie auf die kreisfreie Großstadt 
Cottbus/Chóśebuz als Oberzent-
rum der Lausitz zu. In der dortigen 
großen Stadtverwaltung mit ca. 
1.600 Mitarbeitenden wurde z. B. 
der neue Geschäftsbereich „Wirt-
schaft, Digitalisierung und Struk-
turentwicklung“ aufbaut. Dieser 
Geschäftsbereich – so dessen Lei-
ter – sei wichtig „nach innen“, um 
bei „übergeordneten Sachen“ die ko-
ordinierte Führung zu übernehmen, 
„auch wenn das manchmal mit dem 
Zuständigkeitsprinzip in der Verwal-
tung kollidiert“. Dieser sei außer-
dem von Bedeutung „nach außen“, 
um für mögliche Investoren einen 
Ansprechpartner in der Stadtver-
waltung bereitzuhalten. Wichtig 
sei – so der Oberbürgermeister – 
dabei auch die Verknüpfung mit 
den kommunalen Unternehmen, da 
Stadtentwicklung nicht nur die 
Entwicklung von B-Plänen oder 
Flächennutzungsplänen, sondern 
auch Infrastrukturentwicklung (z. B. 
ÖPNV, Krankenversorgung) ist. 
Strukturwandel muss vor allem 

„gut gemanagt werden“, dafür wer-
den fachlich versierte Leute ge-
braucht. Außerdem war Cott-
bus/Chóśebuz gezwungen, den 
vom Landesgesetzgeber in den 
2000er Jahren forcierten Personal-
abbau in der Stadtverwaltung wie-
der rückgängig zu machen, der für 
Cottbus/Chóśebuz eine Stadtver-
waltung für 87.000 Einwohner vor-
gesehen hatte. Darunter leidet die 
Stadt noch heute, so der Oberbür-
germeister. Einiges wurde bisher 
aufgeholt; wegen des Fachkräfte-
mangels sind aber aktuell 140 Stel-
len nicht besetzt (z. B. in der Feuer-
wehr und beim Rettungsdienst). 

Mittelgroße Städte in der Lau-
sitz haben – trotz begrenzter finan-
zieller und personeller Möglichkei-
ten – ebenfalls innovative lokale 
Lösungen gefunden, den Struktur-
wandel zu steuern. Eine interes-
sante Lösung zeigt sich in der Stadt 
Spremberg, die u. a. wegen der Viel-
falt der eingesetzten Instrumente 
bemerkenswert ist. Dort konnte aus 
finanziellen und kapazitären Grün-
den bislang keine neue Abteilung 
für den Strukturwandel geschaffen 
werden. Aus Sicht der Bürgermeis-
terin sollte „ein solches Team ge-
schaffen werden, wenn die Mittel zur 
Verfügung stehen, vielleicht nicht un-
bedingt innerhalb der Verwaltung“. 
Die Kommunen hatten ja dafür alle 
eine Investitionspauschale bean-
tragt, diese aber leider bislang 
nicht bekommen ebenso wenig wie 

38 



 

 

  
 

   
     

  
  

  
  

   
 
 

 

 
  

  
  

 
 

  

  
   

  

 
 

 

 
 

   

                                                           
   

 
 

 
   

 
 

 
  

 
  

 
  

 
 

 
 
 

  
 

  

 
 

  
  

 
 

  
   

  
 

  

 

Sonderbundesergänzungszuwei-
sungen. Die Stadt wurde auf die 
STARK-Mittel vertröstet, die sie 
aber bis zum Tag des Interviews 
ebenfalls nicht erhalten hat. „Falls 
diese auch für Kommunen in Aussicht 
gestellten STARK-Mittel17 doch noch 
zur Verfügung gestellt werden“, – so 
betonte die Bürgermeisterin – 
„könnte sich dies jedoch noch än-
dern“ und eigene städtische Struk-
turen zur Transformation aufge-
baut werden. Die lokale Transfor-
mation wurde zur „Chefinnensa-
che“ und die bestehende städtische 
Wirtschaftsförderung besonders 
darauf ausgerichtet. Alternativ wird 
in der Stadt eine bemerkenswerte 
Vielfalt von Tools genutzt, um eine 
permanente Auseinandersetzung 
mit dem Strukturwandel sicherzu-
stellen. Dazu gehören u. a. ein 
Grundsatzbeschluss der Stadtver-
ordnetenversammlung zur städti-
schen Transformation, die Bildung 
von „Teams2038“, an denen die 
Verwaltung, kommunale Unterneh-
men, interessierte Bürger und die 
Politik mitwirken, ein städtischer 
Aktionsplan (der noch 2022 aktua-
lisiert werden soll), jährliche Klau-
surtagungen der Verwaltungs-
spitze sowie eine stetige Berichter-
stattung der Bürgermeisterin im 

Hauptausschuss zum Thema Struk-
turwandel. In der Stadt Luckau 
stützt man sich bei den Aktivitäten 
im Strukturwandel auf das be-
schlossene Stadtentwicklungskon-
zept INSEK. 

Auch die Stadt Finsterwalde 
sieht sich im Strukturwandel „ziem-
lich gut aufgestellt“. Innerhalb der 
Stadtverwaltung mit ca. 90 Mitar-
beitern wurde bereits seit 2014 
durch die Stabsstelle Wirtschafts-
förderung erfolgreich Strukturwan-
delprojekten vorangetrieben, mitt-
lerweile ist diese zum Fachbereich 
Wirtschaftsförderung/Stadtmarke-
ting/Kultur weiterentwickelt wor-
den. Inhaltlich hat sich die Stadt für 
einen konzeptionellen Umgang mit 
dem Strukturwandel auf der Basis 
des Lausitz2038 Programms ent-
schieden, der in einer Novellierung 
des INSEK enden soll. In der Stadt-
verordnetenversammlung wurde 
diskutiert, einen Sonderausschuss 
zum Thema einzusetzen oder eine 
permanente Berichterstattung im 
Bau- und Wirtschaftssauschuss ein-
zuführen, letzteres wurde schließ-
lich beschlossen. Die Stadt Senften-
berg verfügt über den Vorteil eige-
ner Stadtwerke, in der sie 100 Pro-
zent der Geschäftsanteile hält, und 
ist auch Hauptgesellschafter der 

17 Das Bundesförderprogramm STARK un- und der damit zusammenhängenden zivil-
terstützt Kommunen und zivilgesellschaftli- gesellschaftlichen Beteiligung 
che Akteure bei Strukturwandelprojekten 
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kommunalen Wohnungsgesell-
schaft. Veränderungen in der Orga-
nisationsstruktur der Stadtverwal-
tung wegen des Strukturwandels 
gab es nicht, was auch damit zu tun 
hat, dass ein Großteil der betreffen-
den Projekte nicht durch die Stadt 
selbst getragen werden, sondern 
durch Tochtergesellschaften und 
Zweckverbände (z. B. Lausitzer Se-
enland für Tourismus). In der loka-
len Politik sei das Thema Struktur-
wandel – so der befragte Fachbe-
reichsleiter – immer hoch ange-
bunden. 

Für die beiden befragten Ämter 
Altdöbern und Peitz und deren Ver-
waltung ergibt sich ein etwas an-
deres Bild. Entscheidend ist hier für 
das Entwickeln von Projekten im 
Rahmen des Strukturwandels der 
kooperative Charakter des Zusam-
menwirkens zwischen den Mit-
gliedsgemeinden und dem Amt. 
Die Aktivitäten und möglichen Pro-
jektideen im Zusammenhang mit 
dem Strukturwandel sollten vor al-
lem von den (ehrenamtlichen) Bür-
germeistern der Mitgliedsgemein-
den kommen. Erst wenn diese ei-
nen offiziellen Projektantrag stel-
len, ist der jeweilige Amtsdirektor 
formell zuständig – so die Be-
schreibung des Amtsdirektors des 
Amtes Altdöbern. Im Amt Altdö-
bern mit seinen 29 Mitarbeitern 
(überwiegend in Teilzeit) konnte 
aus personellen Gründen und auf-
grund der ständig steigenden 

Mehrbelastungen durch den Ge-
setzgeber kein eigenes Team für 
den Strukturwandel gebildet wer-
den, alle damit verbundenen Fra-
gen „landen automatisch auf mei-
nem Tisch“, so der Amtsdirektor. Im 
Amt Peitz wurde eine Stelle für 
Wirtschaftsförderung geschaffen, 
um die Einwerbung von Fördermit-
teln besser koordinieren zu kön-
nen. Das Amt informiert sich über 
Fördermöglichkeiten bei den Mini-
sterien, im Internet sowie durch 
Tipps einiger Landtagsabgeord-
nete. Früher lagen – so die Amtsdi-
rektorin – „fertige Projekte im 
Schreibtisch, das wird leider immer 
weniger. Ich sage manchmal, das 
Programm kannste wegpacken, wir 
schaffen es nicht mehr, das auch 
noch zu bedienen.“ 

Einschätzung des lokalen Beteiligungs- bzw. 
Teilhabeprozesses 

Bereits in der Sekundäranalyse die-
ses Berichts wurde unterstrichen, 
wie wichtig die Teilhabe- und Be-
teiligungsmöglichkeiten vor Ort für 
den gesellschaftlichen Zusammen-
halt und die Sicherung der Akzep-
tanz sind (siehe Abschnitt 3.2). Das 
wird von sechs der acht befragten 
Hauptverwaltungsbeamten in den 
Interviews ähnlichgesehen, denen 
in ihrer Stadt der gesellschaftliche 
Zusammenhalt, einschließlich des 
bürgerschaftlichen Engagements 
und der Sicherung von Teilhabe-
möglichkeiten „sehr wichtig“ sind. 
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Die Bürgermeisterin von Sprem-
berg hob hervor, dass in der Stadt 
ein „breiter Beteiligungsprozess mit 
Veranstaltungen in der Kernstadt 
und allen 14 Ortsteilen (laufe). Es 
sind sogenannte Teams (Teams 
2038) aktiv, in denen die Verwaltung, 
kommunale Unternehmen, interes-
sierte Bürger, die BTU und die Politik 
mitwirken.“ Im 2. Halbjahr 2022 
werde der entsprechende städti-
sche Aktionsplan aktualisiert. Der 
Amtsdirektor des Amtes Altdöbern 
wies darauf hin, dass eine Bürger-
beteiligung dann „übertrieben (ist), 
wenn dies dazu führt, dass die ge-
wählten Volksvertreter ihre Kompe-
tenzen nicht mehr richtig ausfüllen 
können“. Der befragte Fachbe-
reichsleiter in Finsterwalde ver-
wies noch auf ein anderes Problem 
bei der Bürgerbeteiligung: „Wir ver-
suchen, bei Bau-, Infrastruktur- und 
Sportprojekten immer die Bürger zu 
beteiligen. Aber es sind leider immer 
die gleichen, die sich beteiligen. Da-
her haben wir im Sommer 2021 auf 
einen mehr zielgruppenorientierten 
Ansatz umgestellt, mit dem wir sehr 
gute Erfahrungen gemacht haben z. 
B. was die Planung von Sportanlagen 
betrifft.“ 

Die befragten Vertreter der lo-
kalen Zivilgesellschaft sehen eben-
falls einen hohen Stellenwert des 
lokalen Beteiligung- bzw. Teilha-
beprozesses. Allerdings ist deren 
Sichtweise stark davon geprägt, 
wie dabei mit den Projektideen aus 

der Zivilgesellschaft umgegangen 
wird, welche Chancen diesen ein-
geräumt werden und wie transpa-
rent der entsprechende lokale bzw. 
regionale Entscheidungsprozess 
ist. Daher übten diese deutliche 
Kritik an der mangelhaften Einbe-
ziehung von Bottom-up Projekten 
im Rahmen des Strukturwandels. 
Herr Paul Suppan schilderte die Er-
fahrungen des „Aktionsbündnisses 
Contra MVA Jänschwalde“, welches 
sich gegen den Bau einer Müllver-
brennungsanlage im Ort wendet. 
Im Zuge des Protestes beteiligte 
sich die Initiative an Anhörungen 
im Sonderausschuss „Strukturwan-
del in der Lausitz“ und nutzte ver-
schiedene andere Protestformen. 
Nach seiner Ansicht sind „die Dorf-
gemeinschaft, die Kommunalpolitik 
und die Bevölkerung über das Thema 
der Müllverbrennungsanlage gespal-
tener Meinung, wobei eine negative 
Meinung überwiegt.“ Das Beispiel 
zeigt, dass zivilgesellschaftliches 
Engagement im Strukturwandel 
nicht unbedingt auf geförderte 
Strukturmittelprojekte konzentriert 
ist. Herr Gerd Kaufmann vom Ver-
ein „Mensch Luckau e. V.“ beschrieb 
seinen Eindruck folgendermaßen: 
„Es scheinen viele Projekte schon 
lange in den Schubläden der Ämter 
zu existieren. Diese werden nun mit 
Geldern des Strukturwandels umge-
setzt. Die institutionellen Akteure 
greifen so das vorhandene Geld ab, 
für zivilgesellschaftliche Projekte 
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bleibt da nicht mehr allzu viel Geld 
übrig.“ Eine ähnliche Position ver-
tritt Herr Steffen Soult, der mit ei-
nem Verein in Neupetershain ein 
Projekt in der Werkstatt 5 initiiert. 
Die Funktion der WRL-Werkstätten 
sei aus seiner Sicht unklar, weil „ein 
Projektförderfahrplan fehlt und der 
Informationsfluss nicht reibungs-
los verläuft.“ Niemand erkennt, wel-
che Projekte warum ausgewählt 
werden, von Leuchttürmen abgese-
hen. Die Definition von Struktur-
wandel und die zentrale Frage, 
welche Art von Projekten diesen 
befördern können, scheint un-
klar zu sein. Es sei daher nötig „die 
Werkstätten zu emanzipieren und zu 
dem zu machen, wofür diese eigent-
lich gedacht waren, nämlich zu Qua-
lifizierungsinstrumenten. Das heißt, 
ich gehe mit meiner Idee da hin, 
stelle diese vor und dann muss 
die Gelegenheit sein, dass wir dar-
über qualifiziert reden.“ Auch fehlt 
es an Möglichkeiten, wie haus-
haltssicherungsgefangene Kom-
munen Eigenanteil aufbringen sol-
len. „Das geht praktisch nicht. Damit 
sind die strukturschwächsten Kom-
munen bei der gerechten Transfor-
mation nicht dabei, womit der Sinn 

18 Die Liste war nicht abschließend, die 
Möglichkeit, weitere Herausforderungen zu 
nennen, blieb aber ungenutzt. 

der Strukturstärkung auf den Kopf 
gestellt wird“. 

Priorisierung der Herausforderungen des re-
gionalen Strukturwandels aus lokaler Sicht 

Im standardisierten Teil des Inter-
views waren sieben Herausforde-
rungen des Strukturwandels aus lo-
kaler Sicht vorgegeben (Siehe Ab-
bildung 1), um Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede der Sichtweisen 
lokalen Politik herausarbeiten zu 
können.18 Wenig überraschend gab 
es eine große Übereinstimmung 
der Antworten, allerdings nur bei 
fünf der genannten sieben Heraus-
forderungen. Fast alle befragte 
Hauptverwaltungsbeamte betrach-
teten – neben dem wirtschaftli-
chen Strukturwandel – den demo-
grafischen Wandel19, den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt und 
die Entwicklung der Wissensgesell-
schaft als „sehr wichtig“. Als „eher 
wichtig“ bewerten die meisten Be-
fragten die Digitalisierung, die 
kommunalen Finanzen sowie den 
Schwerpunkt „Klimawandel und 
Nachhaltigkeit“. Letztere Einschät-
zung ist überraschend und sollte 
genauer untersucht werden, zumal 
dieser Schwerpunkt immerhin in 
zwei Fällen aktuell nicht zu den lo-
kalen Prioritäten gerechnet wird. 

19 Unterschiede zeigen sich hier eher in der 
Frage, ob die Alterung der Bevölkerung im 
Mittelpunkt steht (wie z. B. in Cottbus) 
und/oder die Ab- bzw. Zuwanderung. 
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Abbildung 1: Herausforderungen des Strukturwandels aus Sicht der befragten 
Hauptverwaltungsbeamten. 

0 1 2 3 4 5 6 7 8 

Demog. Wandel 

Wirt. Strukturwandel 

Digitalisierung 

Klimawandel 

Gesell. Zusammenhalt 

Wissensgesellschaft 

Kommunalfinanzen 

Sehr wichtig Eher wichtig Eher nicht wichtig Nicht wichtig 

Quelle 4: Eigene Darstellung; die Wahlmöglichkeit „keine Angabe“ wurde in der Abbildung nicht 
berücksichtigt. 

Insgesamt zeigt die Abfrage der 
Prioritäten – bei allen Gemeinsam-
keiten – klare, unterscheidbare lo-
kale politische Schwerpunktset-
zungen. Dabei zeigt sich, dass diese 
inhaltlichen Schwerpunkte von den 
Hauptverwaltungsbeamten insbe-
sondere in Abhängigkeit von der 
politischen Bewertung des Struk-
turwandels, den vorhandenen ad-
ministrativen Kapazitäten sowie 
den lokalen Besonderheiten sehr 
bewusst gesetzt werden. 

Einschätzungen zur Rolle interkommunaler 
Kooperation 

Die Interviews bestätigen, dass in 
fast allen Lausitzer Städten und 

Gemeinden das Interesse an inter-
kommunaler Kooperation weiter-
hin sehr groß ist und zumeist gut 
entwickelte Strukturen bestehen, 
die auch für den Strukturwandel 
genutzt werden sollen. Für die 
Städte Senftenberg und Finsterwalde 
ist die der Regionale Wachstums-
kern „Westlausitz“ mit dem „kom-
munalen Fünfling“ wichtig, dem 
neben diesen beiden Städten auch 
Großräschen, Lauchhammer und 
Schwarzheide angehören, und der 
auch die gemeinsamen Projekte 
des Kohleausstiegs koordiniert. Im 
Falle des Amtes Altdöbern ist die 
der Tourismusverband Lausitzer 
Seeland. Die Stadt Luckau sieht sich 
als Teil einer gut funktionierenden 

43 



 

 

 
    

  

  
  

  
   

 

   
 

 
  

    

 
 
 

  
 

 
   

 
 

  
  

  

   
 

 
  

 
  

 
  

 
   

      
  

 
 
 

   
   

   
   

 
   

  
 

   
 

  
  

   
 

   
 

 
   

   
 

  
   

 
  

Arbeitsgemeinschaft mit den Nach-
bargemeinden Lübbenau, Vet-
schau, Heideblick und Krinitz, in 
der auf der Basis eines regionalen 
Entwicklungskonzepts für die ent-
stehenden Tagebaufolgeland-
schaften in der Region entwickelt 
werden sollen. Die Stadt Sonne-
walde ist Mitglied im Verbund "Sän-
gerstadtregion" und nimmt hier – 
so der Bürgermeister – „eine Rolle 
als grundfunktionaler Schwerpunkt 
ein und ergänzt damit die Mittelzen-
tren. Uns ist es wichtig, öffentliche 
Leistungen nicht nur unseren Bürge-
rinnen und Bürgern anbieten zu kön-
nen“. Der Bürgermeister der Stadt 
Senftenberg hob z. B. die Rolle der 
Arbeitsgemeinschaft der Bürger-
meister und Amtsdirektoren beim 
Landkreis hervor, in der sich die 
Kommunen intensiv abstimmen 
(aktuell z. B. was die Aufnahme von 
Flüchtlingen aus der Ukraine be-
trifft). Fast alle befragten Haupt-
verwaltungsbeamten betrachteten 
die Lausitzrunde als wichtiges kom-
munales Abstimmungsorgan auch 
zum Strukturwandel und sehen de-
ren Potential als noch nicht ausge-
schöpft. Lediglich für die kreisfreie 
Stadt Cottbus scheint die interkom-
munale Kooperation eine gerin-
gere Rolle zu spielen, denn diese 
ist gemeinsam mit anderen örtli-
chen Projektträgern in der komfor-
tablen Lage, viele Projektanträge 
zum Strukturwandel allein zu 
stemmen. 

Die Interviews machen deutlich, 
dass viele der befragten Hauptver-
waltungsbeamten von einem zu-
nehmenden Wettbewerb zwischen 
den Kommunen in der Lausitz um 
die Mittel der Strukturförderung 
ausgehen. Dies sei sinnvoll, so-
lange alle Städte und Gemeinden 
eine faire Chance auf Mitwirkung 
haben und Nachteile zumindest 
teilweise ausgeglichen werden. Es 
zeigt sich aber auch ein zweites 
Feld des kommunalen Wettbe-
werbs, ein zunehmendes Ringen 
um Fachkräfte für die Stadtverwal-
tungen und kommunale Unterneh-
men, aber auch für andere wichtige 
Infrastrukturen wie Krankenhäuser. 
Das führt in Zeiten des Fachkräfte-
mangels „überall im Osten zum 
Raubbau von Fachkräften unterei-
nander“, wie ein Befragter hervor-
hob. 

Einschätzungen institutioneller 
Strukturentwicklungsförderung 

Die im Bericht bereits beschrie-
bene bestehende institutionelle 
Struktur bei der Vergabe der Struk-
turmittel in Brandenburg wird von 
fast allen Befragten als durchaus 
funktionsfähig betrachtet. Die 
Städte und Gemeinden haben sich 
zusätzlich entsprechend vernetzt. 
Kritik wurde in den Interviews vor 
allem in dreierlei Hinsicht geäu-
ßert: 
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(1) Es wurde bemängelt, dass „ein-
geschliffene bürokratische Ver-
fahren und Instrumente“ einfach 
auf die Lausitz übertragen wur-
den, aber nicht passfähig sind, 
denn es handelt sich hier – wie 
es der Cottbuser Oberbürger-
meister ausdrückte – um eine 
„Wirtschaftsordnung einer in-
dustrialisierten Region sowie de-
ren Wertschöpfung, die komplett 
ersetzt werden muss“. Es gäbe – 
so andere Befragte – im bishe-
rigen Strukturwandelprozess zu 
wenig klare Kriterien zur Pro-
jektbewertung und auch kein 
klares Zielsystem mit eindeuti-
gen Indikatoren. Damit fehlen 
wichtige Evaluationsgrundla-
gen für die geplante Wirkungs-
analyse. 

(2) Die Kommunikation der WRL 
wurde von einzelnen Befragten 
kritisiert, „die professioneller lau-
fen könnte.“ Eine klarer Projekt-
förderfahrplan der WRL sei bis-
lang ebenfalls „nicht zu erken-
nen“. Der Informationsstand der 
beteiligten Akteure ist teilweise 
sehr unterschiedlich bis wider-
sprüchlich. 

(3) Schließlich kritisieren mehrere 
Befragte den unzureichenden 
Zusammenhalt in der Region. 
Der Umgang der WRL mit einer 
Reihe von Projektanträgen ver-
stärke dieses Defizit leider 
noch. Dies habe vor allem – so 
ein Befragter – „mit einer Praxis 

zu tun, dass die Projektanträge 
aus Cottbus praktisch durchge-
wunken werden. Wenn wir ähnli-
che Förderanträge einreichen, 
werden diese anders behandelt.“ 

Die befragten Wirtschaftsförderer 
aus dem Landkreis Spree-Neiße 
äußerten sich speziell zu den Prob-
lemen im Zusammenhang mit der 
Strukturförderung. Ein Defizit sind 
die langen Zeiträume bis zur Pro-
jektbewilligung, denn es gibt bis-
lang noch keine bewilligten An-
träge, obwohl diese teilweise 
schon 2020 gestellt wurden. Die 
Bewilligungen werden zum 
1.1.2023 erwartet. Ursache für 
diese Verzögerungen seien vor al-
lem fehlende Rechtsvorschriften. 
Eine zeitweilige Haushaltssperre in 
Sachsen verzögerte gemeinsame 
Projekte zwischen Kommunen 
Brandenburgs und Sachsens zu-
sätzlich. Das Interesse von Unter-
nehmen an der Nutzung von Struk-
turwandelfördermitteln sei be-
grenzt, da die Fördermittelanträge 
für diese zu kompliziert seien und 
viele daher von solchen Anträgen 
absehen. 

Einschätzung zu den Wirkungen bisheriger 
Förderprogramme 

Die Einschätzungen der befragten 
Hauptverwaltungsbeamten aus 
den Lausitzer Städten und Gemein-
den zu ihren generellen Erfahrun-
gen mit bisherigen Förderprogram-
men der EU, des Bundes und des 
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  Abbildung 2: Kommunale Erfahrungen mit Förderprogrammen in den befragten Städten. 

0 1 2 3 4 5 

Zu viele Programme 

Zu komplizierte Richtlinien 

Zu hoher Informationsaufwand 

Zu hoher Arbeitsaufwand 

Falsche Bereiche gefördert 

Falsche Ausgaben gefördert 

Nur Investitionsförderung 

Eigenanteile zu hoch 

Stimme zu Stimme eher zu Stimme eher nicht zu Stimme nicht zu 

Quelle 5: Eigene Darstellung. 

Landes fallen überraschend unein-
heitlich aus (siehe Abbildung 2). Zu 
jedem der acht vorgeschlagenen 
Antworten gibt es sowohl Zustim-
mung als auch Ablehnung von ein-
zelnen Befragten. Mehrheitlich 
teilten die Hauptverwaltungsbe-
amten aber die Einschätzung einer 
zu großen Vielfalt der Förderpro-
gramme, zu komplizierter Förder-
richtlinien sowie einem zu hohen 
Arbeitsaufwand bei der Vorberei-
tung von Förderanträgen. Positiv 
ist zu bewerten, dass mittlerweile 
die Mehrzahl der befragten Stadt-
verwaltungen Wege gefunden hat, 
um Informationen zu geeigneten 
Förderprogrammen zu finden. 

Deutlich erkennbar ist die Ab-
hängigkeit der Antworten von der 
administrativen Leistungsfähigkeit 

der betreffenden Stadtverwaltung. 
So sieht die Stadt Cottbus kaum 
Probleme, kleinere Stadtverwal-
tungen bzw. die befragten Amtsdi-
rektoren hingegen schon. Unter 
den befragten Hauptverwaltungs-
beamten gibt es generell zwei sehr 
unterschiedliche Sichtweisen über 
den Umgang mit kommunalen Ei-
genanteilen bei Förderanträgen. 
Eine erste Gruppe hält finanzielle 
Eigenanteile der Kommunen bei 
der Projektförderung generell für 
sinnvoll und notwendig. 

Die Hälfte der befragten Haupt-
verwaltungsbeamten betrachten 
daher den finanziellen Eigenanteil 
der Kommunen bei Förderungen 
nicht pauschal als zu hoch, denn es 
handele sich um einen Wettbewerb 
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um Projekte, bei denen jede Kom-
mune bei ihren Projektanträgen 
„ihre Hausaufgaben machen muss“, 
wie es ein Befragter formulierte. Zu 
viele Sonderregelungen zerstören 
den Wettbewerbscharakter solcher 
Ausschreibungen, die bisherigen 
Regelungen seien ausreichend und 
sollten nicht weiter ausgeweitet 
werden. Dazu gehört auch die Be-
reitstellung der Eigenanteile. Eine 
zweite Gruppe möchte allen Kom-
munen gleiche Chancen beim Zu-
gang zu den Fördermitteln im All-
gemeinen und bei den Strukturmit-
teln im Besonderen geben. Sonder-
regelungen für finanzschwache Ge-
meinden seien erforderlich, um al-
len Städten und Gemeinden in der 
Region faire und gleiche Chancen 
zu geben, Projekte im Strukturwan-
del einzureichen und durchzubrin-
gen. Dies ginge nur, wenn es bei 
den kommunalen Eigenanteilen 
flexible Regelungen gebe. 

Der befragte Fachbereichsleiter 
in Finsterwalde verwies auf einen 
aus seiner Sicht negativen Trend 
bei den Förderprogrammen in den 
letzten zehn Jahren hin, den er als 
einen Prozess schildert, „der bis ins 
Kleinste dokumentiert werden muss. 
Was dazu führt, dass unwahrschein-
lich viel Arbeitskraft gebunden und 
viel Papier beschrieben werden 
muss. Hier sage ich: der Prozess un-
terliegt rechtlichen Regelungen wie 
Ausschreibungsverfahren, Vergaben, 
Abnahmen und Abrechnungen, also 

alles nach Recht und Gesetz. Das 
kann dann dem Fördermittelgeber 
doch egal sein. Förderprogramme 
sollen eine Zielerreichung definieren. 
Dafür gebe ich doch als Fördermittel-
geber Geld und die Kommune muss 
dann doch sehen, wie sie das Projekt 
umsetzt.“ Der Amtsdirektor Altdö-
berns sieht verschiedene Probleme 
bei der kommunalen Förderung, 
nicht nur im Rahmen des Struktur-
wandels. Er verweist auf eine zu-
nehmende Bürokratisierung der 
Antragsverfahren und der Projek-
tumsetzung, die die Spielräume der 
Akteure vor Ort immer weiter ein-
grenzen. „Vieles, was in den 2000er 
Jahren noch möglich war, ist heute 
undenkbar.“ Die Kritik des Cottbuser 
Oberbürgermeisters geht in eine 
ähnliche Richtung: „Aus 17 Trägern 
öffentlicher Belange (TOB) Anfang 
der 1990er Jahre sind mittlerweile 42 
geworden, die ohne Fristsetzung 
Stellungnahmen verfassen können. 
Es geht nicht darum, soziale Stan-
dards abzusenken, sondern darüber 
nachzudenken, welche Verfahrensab-
läufe zeitlich gekürzt oder gebündelt 
werden könnten.“ 

Vorschläge zu Verbesserungen bei der För-
dermittelvergabe 

Abschließend wurde den Befragten 
während der Interviews eine stan-
dardisierte Liste von 12 Vorschlä-
gen zur Verbesserung der Förder-
mittelvergabe vorgelegt, damit 
diese die städtische Position dazu 
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auflisten konnten. Dabei ist zu be-
achten, dass hier die städtischen 
Erfahrungen mit allen bisherigen 
Förderprogrammen der EU, des 
Bundes und des Landes Branden-
burg einfließen. Erneut zeigt sich 
ein unterschiedliches Meinungs-
bild unter den Hauptverwaltungs-
beamten, wenn auch diesmal nicht 
so diffus wie bei dem vorhergehen-
den Punkt. 

Zehn der zwölf im standardi-
sierten Teil des Interviewleitfadens 
unterbreiteten Ansätze wurden 
mehrheitlich von den befragten 
Hauptverwaltungsbeamten befür-
wortet („Stimme voll zu“ bzw. 
„Stimme eher zu“). Dazu gehören 
vor allem weitergehende Möglich-
keiten zur Reduzierung von Eigen-
anteilen insbesondere kleiner bzw. 
finanzschwacher Kommunen sowie 
bei interkommunalen Förderanträ-
gen. Kommunale Antragsteller 
sollten zusätzlich Möglichkeiten 
erhalten, Eigenanteile auf nicht-fi-
nanzielle Art z. B. als Arbeits- oder 
Sachleistungen zu erbringen, was 
vor allem bei gemeinsamen Anträ-
gen mit lokalen zivilgesellschaftli-
chen Initiativen hilfreich sein 
könnte. 

Die beiden unterschiedlichen 
Ansätze zur Rolle der kommunalen 
Eigenanteile bei Förderprogram-
men unter den befragten Vertre-
tern der Verwaltung wurden be-
reits oben dargestellt. Daher gab es 
bei den vorgegebenen Vorschlägen 

„Kommunen zahlen Eigenanteil 
nicht (komplett) selbst, sondern 
das Land springt ein“ sowie einen 
möglichen „Verzicht auf Eigenan-
teil als Ausnahmeregelung für fi-
nanzschwache Kommune (insbe-
sondere für solche in der Haus-
haltssicherung)“ kein klares Mei-
nungsbild. 

Die Reduzierung der Dokumen-
tationspflichten befürwortete 
ebenfalls die Mehrheit der Befrag-
ten. Der Cottbuser Oberbürgermeis-
ter schlug, da die Stadt sehr gute 
Erfahrungen mit den Fördermitteln 
gemacht hat und bislang kaum 
Rückforderungen des Landes oder 
des Bundes gehabt hat, vor, zu prü-
fen, ob „für verlässliche Kommunen 
die Prüfstandards abgesenkt werden 
könnten. Es könnte eine Art ‚Pool be-
währter Kommunen‘ eingerichtet 
werden, und für diese in einem be-
stimmten Zeitraum z. B. die Doku-
mentationspflichten reduziert wer-
den. Dann gibt es in fünf Jahren eine 
nächste Evaluation.“ Eine Art Ge-
genposition vertrat der Bürgermeis-
ter von Sonnewalde, für den die Do-
kumentationspflichten wichtig 
sind. „Wir sind immer ganz froh, dass 
so intensiv dokumentiert wird. Sollte 
es zu einer Tiefenprüfung kommen, 
sind wird damit auf der sicheren 
Seite“. Wegen der komplizierten 
Vergabeverfahren und des intensi-
ven Controllings hoben zwei Be-
fragte im Interview hervor, dass sie 
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überlegen „künftig auf Antragstel-
lungen zu verzichten“. Ohnehin en-
den viele Förderprogramme meis-
tens genau dann, wenn die Dauer-
aufgaben beginnen, die die Kom-
munen aus ihren Haushalten stem-
men müssen. Daher wäre – so 
mehrere Befragte – „eine feste kom-
munale Investitionspauschale erfor-
derlich.“ 

Auch einige der anderen Vor-
schläge fanden mehrheitlich Zu-
stimmung, wie z. B. eine dezentra-
lisierte Fördermittelvergabe durch 
regionale Entscheidungsgremien 
(Regional-Budgets), eine bessere 
Bündelung verschiedener Förder-
programme (z. B. bei Infrastruktur-
projekten) sowie die Idee der 
Schaffung einer Serviceagentur im 
Land Brandenburg zur gezielten 
Unterstützung der Kommunen bei 
der Fördermitteleinwerbung, beim 
Projektmanagement sowie -evalu-
ierung. Unterschiedliche Auffas-
sung gab es hingegen in den Inter-
views zur Verlängerung der An-
tragsfristen und Laufzeiten bei För-
derprogrammen. 20 Ein Bürgermeis-
ter lehnte z. B. längere Antragfris-
ten ab, befürwortet aber längere 

20 Hier zeigte sich bei den Interviews, dass 
die im Interviewleitfaden vorgesehene 
Kopplung zweier unterschiedlicher Fragen 
(Verlängerung der Antragsfristen und Lauf-
zeiten bei Förderprogrammen) leider bei 
den Befragten für Verwirrung sorgte bzw. 

Laufzeiten, ein anderer argumen-
tierte genau umgekehrt. 

Verteilung bisheriger Anträge auf kommu-
nale Strukturmittel 

An dieser Stelle erscheint es dem 
Berichterstatter sinnvoll, einen Ex-
kurs zum Stand der Anträge auf 
Mittel zur Strukturentwicklung der 
Städte und Gemeinden in der Lau-
sitz einzufügen. Bis zum 17.8.2022 
hatten 21 von 125 Städten und Ge-
meinden im Fördergebiet21 einen 
Antrag auf Strukturmittel gestellt, 
was einem Anteil von 17 % ent-
spricht (siehe Tabelle 3, Landtag 
2022, Anlage 1). Besonders hohe 
Antragsquoten findet sich in den 
Landkreisen Spree-Neiße und 
Oberspreewald-Lausitz mit 28 %, 
im Landkreis Dahme-Spreewald 
sind es 8 % und in Landkreis Elbe-
Elster 6 %. Ein deutlicher Unter-
schied lässt sich dabei zwischen 
amtsfreien und amtsangehörigen 
Gemeinden erkennen. Von den 
amtsfreien Kommunen haben bis 
zu diesem Zeitpunkt 17 von 37 
(46 %) einen entsprechenden An-
trag gestellt, bei den amtsangehö-
rigen Städten und Gemeinden sind 
es hingegen nur 4,5 %. 

beide Teilfragen unterschiedlich beantwor-
tet wurden. 

21 Dieses umfasst die Landkreise Spree-
Neiße, Oberspreewald-Lausitz, Dahme-
Spreewald und Elbe-Elster sowie die kreis-
freie Stadt Cottbus. 
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Tabelle 4: Anträge von Gemeinden auf Strukturentwicklungsmittel im Fördergebiet (per 
17.8.2022). 

Landkreise/ 
kreisfreie Stadt 

Amtsangehörige 
Städte und Ge-
meinden 

Amtsfreie 
Städte und Gemeinden 

Gesamt 

OSL 0 von 17 (0 %) 7 von 8 (87,5 %) 7 von 25 (28 %) 

SPN 3 von 21 (14 %) 5 von 8 (62,5 %) 8 von 29 (28 %) 

LDS 0 von 24 (0 %) 3 von 13 (23 %) 3 von 37 (8 %) 

EE 1 von 26 (4,5 %) 1 von 7 (14 %) 2 von 33 (6 %) 

CB --- 1 (kreisfrei) 1 von 1 

Gesamt 4 von 88 (4,5 %) 17 von 37 (46 %) 21 von 125 (17 %) 

Bislang haben nur vier dieser Kom-
munen entsprechende Anträge ge-
stellt. 

Die relativ hohe Zahl von Städ-
ten und Gemeinden der Region, die 
bis Mitte August 2022 keine An-
träge auf Strukturfördermittel ge-
stellt haben, hat aus Sicht des Be-
richterstatters verschiedene 
Gründe: 
(1) Ca. ein Drittel der Gemeinden 

konnten bislang keine Zuwen-
dungsanträge für Strukturför-
dermittel stellen, da sie sich in 
der vorläufigen Haushaltsfüh-
rung bzw. im Haushaltssiche-
rungskonzept (HSK-Modus) be-
finden.22 Die Landesregierung 
geht zwar davon aus, dass Kom-

22 Diesen Städten und Gemeinden ist es im 
Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten nur 
eingeschränkt und nach entsprechenden 

Quelle 6: Landtag 2022. 

munen in der Haushaltssiche-
rung auch an den Förderungen 
zur Strukturentwicklung partizi-
pieren können, da diese i.d.R. 
„durch erhöhte Förderquoten un-
terstützt (werden), sodass sich 
der kommunale Eigenanteil redu-
ziert“ (Landtag 2021: S. 11). Dies 
reicht offenbar aber nicht aus, 
um allen Lausitzer Städten und 
Gemeinden gleiche Chancen 
beim Zugang zu diesem Mittel 
zu gewährleisten. Als Beispiel 
nannte der Amtsdirektor des 
Amtes Altdöbern die Gemein-
den Neupetershain und Altdö-
bern, bei denen eine Antragstel-
lung wenig sinnvoll erscheint, 
da die Eigenanteile von 10 % 

Einzelfallprüfungen möglich, entspre-
chende Anträge zu stellen. 
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hier wegen des nicht geneh-
migten Haushaltssicherungs-
konzept in keinem Fall erbracht 
werden können. „Eigentlich gibt 
das Gesetz eine 100-prozentige 
Förderung für ‚Not leidende Kom-
munen‘ her, nur findet dies keine 
Anwendung“. Nach Angaben der 
Landesregierung waren im Jahr 
2021 39 von den 125 Lausitzer 
Städte und Gemeinden zur Auf-
stellung eines Haushaltssiche-
rungskonzepts verpflichtet, be-
sonders viele im Landkreis 
Spree-Neiße (52 %) (Landtag 
2021).23 Auch hier zeigt sich 
eine deutliche Differenzierung 
zwischen dem Anteil an amts-
freien bzw. amtsangehörigen 
Gemeinden im HSK-Modus an 
der Zahl aller Gemeinden des 
jeweiligen Typs (16 % bzw. 
37,5 %). Bis auf drei Ausnahmen 
hat keine dieser Städte und Ge-
meinden bis August 2022 einen 
Antrag auf Strukturmittel ge-
stellt (siehe Landtag 2021, An-
lage 1, 2). 

(2) Des Weiteren zeigt sich ein 
deutlicher Zusammenhang der 
Antragsstellung mit den kapazi-
tären Möglichkeiten der lokalen 
öffentlichen Verwaltungen, die 
in diesem Bericht bereits mehr-
fach angesprochen worden 

23 Dabei sind rechtlich die Handlungs- und 
Gestaltungsspielräume einer Gemeinde mit 
genehmigtem Haushaltssicherungskonzept 
grundsätzlich größer als bei einer Gemeinde 

sind. Diese sind in den amts-
freien Städten und Gemeinden 
deutlich höher als in den amts-
angehörigen Gemeinden und 
betreffenden Ämter. 

(3) Hinzu kommt, dass eine Reihe 
kleinerer Städte und Gemein-
den offenbar mit der Antrag-
stellung von Strukturfördermit-
teln noch abwarten. Dies wurde 
in einem der Interviews für die-
sen Bericht vom Hauptverwal-
tungsbeamten angedeutet. Die 
Gründe dafür sind differenziert, 
u. a. müssen wichtige Führungs-
positionen in der Stadtverwal-
tung erst noch besetzt werden, 
die kommunale Finanzlage soll 
erst noch stabilisiert werden 
oder es werden weitere Ent-
scheidungen der Landesregie-
rung über die finanziellen Rah-
menbedingungen der Struktur-
förderprojekte abgewartet. 

(4) Schließlich ist davon auszuge-
hen, dass vor allem wegen der 
komplizierten Vergabeverfah-
ren und des intensiven Control-
lings einige Städte und Gemein-
den auf eine Antragsstellung 
verzichten. Dies deuteten auch 
mehrere Befragte bei den Inter-
views für diesen Bericht an. 

ohne genehmigtem Haushaltssicherungs-
konzept. 
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Aktuelle Kriseneinschätzung 

In den Interviews spielte natürlich 
auch die Reaktion in den Städten 
und Gemeinden in der Lausitz auf 
die aktuellen Krisen und deren 
Auswirkungen auf den Kohleaus-
stieg in der Lausitz eine Rolle. Be-
merkenswert ist, dass keiner (!) der 
befragten Hauptverwaltungsbeam-
ten zum Zeitpunkt des Interviews 
davon ausging, dass angesichts der 
aktuellen Krisen der Kohleausstieg 
auf die Zeit nach 2038 verschoben 
wird. Dies bezog sich sowohl auf 
ihre eigene Position als auch auf 
deren Wahrnehmung der lokalen 
öffentlichen Debatte. Was einen 
früheren Kohleausstieg betrifft 
(2030), so wird zwar die Existenz 
eines politischen Drucks anerkannt, 
dies sei aber „zweifelhaft und prak-
tisch wegen des zeitintensiven Pla-
nungs- und Genehmigungsrechts 
nicht mehr zu schaffen“, wie ein Be-
fragter betonte. Ein anderer wies 
darauf hin, dass in seiner Stadt wei-
terhin “alle Beteiligten mit 2030 kal-
kulieren.“ 

Die Sicht der befragten Vertre-
ter aus der Zivilgesellschaft auf die 
aktuelle Debatte um den Zeitpunkt 
des Kohleausstiegs ist eher kriti-
scher. Herr Paul Suppan von „Akti-
onsbündnis Contra MVA Jänsch-
walde“ hob in seinem Interview 
hervor, dass aus seiner Sicht „das 
Datum des Kohleausstiegs wackelt, 
zumindest in den Köpfen der meisten 
Leute aus der Region.“ Auch in der 
Stadt Luckau wird nach Ansicht von 
Herrn Gerd Kaufmann vom Verein 
„Mensch Luckau e.V.“ der Struktur-
wandel „eher kritisch gesehen, denn 
es prallen sehr unterschiedliche Le-
benskonzepte aufeinander.“ 
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5 Fazit 

Im Fazit sollen nunmehr ausge-
wählte, zentrale Erkenntnisse die-
ses Berichts zur Rolle der Lausitzer 
Städte und Gemeinden im regiona-
len Strukturwandel zusammenge-
fasst werden und mit Empfehlun-
gen des Autors verbunden werden. 

Dabei soll zuerst der Blick auf 
die bereits erbrachten beachtens-
werten Anpassungsleistungen vie-
ler Lausitzer Städte und Gemein-
den im Strukturwandel gelenkt so-
wie deren eigene Möglichkeiten 
und Ressourcen analysiert werden, 
um sich weiter in den regionalen 
Transformationsprozess einbrin-
gen zu können. 
(1) Dieser Bericht zeigt, dass sich 

die befragten Städte und Ge-
meinden in den letzten Jahren 
bereits konzeptionell, organisa-
torisch, finanziell oder perso-
nell auf den Strukturwandel 
eingestellt haben. Entspre-
chend ihren unterschiedlichen 
Möglichkeiten findet sich dabei 
naturgemäß eine deutliche Dif-
ferenzierung nach Ortsgröße 
und -lage, Finanzlage, Entwick-
lungsstand der interkommuna-
len Kooperationen und der 
Möglichkeiten zur Anpassung 
der Organisation bzw. des Per-
sonals. Generell konnten sich – 
neben der kreisfreien Stadt 

Lausitz aus eigener Kraft bis-
lang im Allgemeinen gut an den 
Strukturwandel anpassen. Vie-
len amtsangehörigen Gemein-
den, insbesondere im ländli-
chen Raum der Lausitz, ist dies 
bislang nicht gelungen. Der Be-
richt macht einige Erfolgsfakto-
ren dieses Prozesses sichtbar. 
Den größten Einfluss auf die Ef-
fektivität städtischer Politik im 
Strukturwandel (einschließlich 
der Generierung von Projekten) 
hat offenbar die Bildung eige-
ner Geschäftsbereiche zur Bün-
delung der mit der Transforma-
tion verbundenen städtischen 
Aufgaben nach innen und nach 
außen. Vorteile insbesondere 
bei der Infrastrukturentwick-
lung (z. B. ÖPNV, Krankenver-
sorgung) genießen zudem jene 
Städte und Gemeinden, die über 
eigene Stadtwerke, Wohnungs-
baugesellschaften bzw. andere 
städtische Institutionen verfü-
gen. Schließlich spielt das En-
gagement der Bürgermeisterin-
nen bzw. Bürgermeister, deren 
strategische Vorstellungen, 
Führungsstärke und regionale 
und landesweite Vernetzung 
eine wichtige Rolle beim Ein-
bringen der Städte und Gemein-
den in den Strukturwandel. 

Cottbus – viele amtsfreie (2) Zu den eigenen Möglichkeiten 
Städte und Gemeinden in der der Städte und Gemeinden, vom 
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weiteren regionalen Struktur-
wandel zu partizipieren, gehört 
vor allem das Vorantreiben der 
interkommunalen Kooperation 
und Vernetzung. Diese bietet 
insbesondere für mittlere und 
kleinere Städte sowie amtsan-
gehörige Gemeinden in der 
Lausitz eigene Spielräume, um 
künftig stärker am Strukturwan-
del zu partizipieren. Damit 
könnten vorhandene kommu-
nale Entwicklungsressourcen 
(Projektwissen, Personal und 
Fördermittel) besser gebündelt 
und geteilt werden. Das kom-
munale Bündnis „Lausitzrunde“ 
spielt in diesem Prozess länder-
übergreifend eine innovative 
Rolle und hat weiteres Entwick-
lungspotential. Die gemein-
same koordinierte Überwin-
dung des von allen Befragten 
angesprochenen Fachkräfte-
mangels für kommunale Ver-
waltungen und Unternehmen 
wäre im gemeinsamen Inte-
resse der Lausitzer Städte und 
Gemeinden, bevor ein ruinöser 
interkommunaler Wettbewerb 
um Fachkräfte zu einem hem-
menden Faktor des langfristi-
gen Strukturwandels in der Lau-
sitz werden kann. 

(3) Eine weitere kommunale Res-
source im regionalen Struktur-
wandel bildet die bessere Nut-
zung der Möglichkeiten der lo-
kalen Bürgerbeteiligung beim 

Vorantreiben des Strukturwan-
dels. Im Bericht wurden einige 
positive Beispiele genannt, ins-
gesamt scheint dem Berichter-
statter dieser Bereich der Bot-
tom-Up Teilhabe im Struktur-
wandelprozess aber vielfach 
noch unterentwickelt, sowohl 
lokal als auch regional. Lokale 
Teilhabeprozesse im Rahmen 
der Strukturentwicklung kön-
nen sowohl die Diskussion städ-
tischer Projektideen voranbrin-
gen als auch zur Entwicklung 
von Projekten beitragen, bei de-
nen Akteure der lokalen Zivilge-
sellschaft als Co-Projektträger 
mitwirken. Sinnvoll wären sol-
che Projekte insbesondere bei 
der Daseinsvorsorge, in den Be-
reichen Kultur und Kunst sowie 
bei der sozialen Dimension des 
Strukturwandels. 

Die zweite Fragestellung in diesem 
Fazit bezieht sich auf die Möglich-
keiten des Landes Brandenburg 
und anderer Akteure des regiona-
len Strukturwandels, einen gerech-
teren Zugang für alle Lausitzer 
Kommunen zu den betreffenden 
Fördertöpfen sicherzustellen und 
die Unterstützung für bestimmte 
kommunale Akteure bei der Pro-
jektbeantragung zu verbessern. 
(4) Beim sinnvollen regionalen 

Wettbewerb um Strukturförder-
mittel in der Lausitz besteht ak-
tuell das Problem, allen Kom-
munen einen fairen, gleichen 
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Zugang zu diesem Verfahren zu 
ermöglichen. Wie im Bericht ge-
zeigt wurde, bedürfen insbe-
sondere finanzschwache Städte 
und Gemeinden (vor allem jene 
im HSK-Modus) besondere Un-
terstützung, ebenso aber auch 
amtsangehörige Gemeinden so-
wie kleinere Städte und Ge-
meinden im ländlichen Raum, 
die über zu geringe administra-
tive Kapazitäten verfügen, um 
eigene Projekte vorzubereiten 
und umzusetzen. Dieses Prob-
lem können die Städte und Ge-
meinden allein nicht lösen. Hier 
ist die Landesregierung gefor-
dert, der dazu verschiedene In-
strumente zu Verfügung stehen, 
wie z. B. weitere Maßnahmen 
zur Verbesserung der allgemei-
nen kommunalen Finanzaus-
stattung, eine kommunale In-
vestitionspauschale oder die 
Bereitstellung von STARK-Mit-
teln für Kommunen. Um mehr 
Lausitzer Städte und Gemein-
den zu befähigen, sich künftig 
mit Förderanträgen am Struk-
turwandel zu beteiligen, wür-
den außerdem vereinfachte 
Förderrichtlinien und ein ver-
ringerter Dokumentationsauf-
wand bei Strukturwandelpro-
jekten die größten Effekte er-
zielen. 

(5) Wie im Bericht beschrieben, 
bleibt das Problem der kommu-

nalen Eigenanteile für Struktur-
wandelprojekte zentral. Die 
Förderquote ist mit 90 % bzw. 
95 % zwar sehr hoch, aus kom-
munaler Sicht übersteigen aber 
die absoluten Summen des Ei-
genanteils in Relation zu den 
jeweiligen Haushalten bei grö-
ßeren Strukturwandelprojekten 
regelmäßig die finanziellen 
Spielräume der Lausitzer Städte 
und Gemeinden. Die rechtliche 
Ausnahmeregelung einer 100-
prozentigen Förderung wurde 
bislang bei größeren Projekten 
offenbar nicht genutzt. Spezifi-
sche finanzielle Anreize für in-
novative Projekte interkommu-
naler Kooperation oder mit zi-
vilgesellschaftlicher Co-Pro-
duktion (insbesondere für Mo-
dellprojekte) wären ebenfalls 
sinnvoll. 

(6) Der Strukturwandel ist mit kom-
plexen Herausforderungen für 
lokale Verwaltungen verbunden 
und erfordert insbesondere 
hochqualifizierte und hochmo-
tivierte Beschäftigte, besonders 
für die Planung und Durchfüh-
rung von Projekten aber auch 
für die Bürgerinformation 
und -beteiligung. Im Bericht 
wurde die Notwendigkeit der 
Stärkung der personellen Kapa-
zitäten der Städte, Gemeinden 
und Ämter unterstrichen, um 
die zusätzlichen Aufgaben der 
Transformation bewältigen zu 
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können, für die bislang zu we-
nig Zeit, Wissen oder finanzielle 
Ressourcen zur Verfügung ste-
hen. Viele Städte und Gemein-
den müssen neue Verwaltungs-
kapazitäten aufbauen, anfangs 
sogar überwiegend unabhängig 
von konkreten Projektförderun-
gen. Die spezifische Unterstüt-
zung dieser Kommunen bei der 
Strukturförderung könnte durch 
verschiedene Ansätze verbes-
sert werden, bei der kommuna-
len Projektplanung z. B. durch 
den Einsatz von Fördermittel-
lotsen oder bei der Projekt-
durchführung z. B. durch die 
Möglichkeit des Einsatzes ex-
terner temporärer Projektmana-
ger. Bessere Unterstützungs-
und Begleitangebote in der 
Strukturwandelförderung 
könnte möglicherweise eine re-
gionale Serviceagentur bün-
deln. 

Drittens ist im Bericht mehrfach ein 
Zielkonflikt des regionalen Trans-
formationsprozesses zur Sprache 
gekommen, der nicht nur den in-
haltlichen Charakter der Transfor-
mation, sondern auch dessen Ak-
zeptanz unter den betroffenen 
Menschen in der Lausitz betrifft. 
(7) Was die inhaltliche Dimension 

der Strukturförderung in der 
Lausitz betrifft, so wurde im Be-
richt der Zielkonflikt zwischen 
dem Kernanliegen nachhaltiger 
Förderung von Wachstum und 

Beschäftigung einerseits und 
der Förderung in den Bereichen 
öffentlicher Daseinsvorsorge 
sowie der sozialen Dimension 
des Strukturwandels anderer-
seits deutlich. Das nötige 
Gleichgewicht zwischen beiden 
ist aktuell noch nicht ausrei-
chend erkennbar, was möglich-
erweise damit zu tun hat, dass 
der Unterschied zwischen der 
Strukturentwicklungsplanung 
in Folge des Endes des Braun-
kohleabbaus in der Lausitz und 
der klassischen Regionalpla-
nung immer noch diffus ist. Zu 
sehr wird auf klassische Verfah-
ren und Instrumente gesetzt. 
Auch in der Lausitz zeigt sich, 
dass gesellschaftliche Heraus-
forderungen nicht ausschließ-
lich im tradierten institutionel-
len Rahmen bewältigt werden. 
Der Mitwirkung der lokalen Bür-
ger- und Zivilgesellschaft mit 
ihren vielfältigen Akteuren an 
der Gestaltung des Struktur-
wandels kommt daher wach-
sende Bedeutung zu. Diese re-
präsentieren Nutzererwartun-
gen verschiedener Zielgruppen, 
die unmittelbar von ungelösten 
Aufgabenstellungen betroffen 
sind. Zudem wird die „lokale 
Kreativität vor Ort“ besser in 
den Transformationsprozess 
einbezogen. Besonders proble-
matisch ist aktuell die viel zu 
geringe Teilhabe von Kindern 
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und Jugendlichen an den De-
batten zum regionalen Struk-
turwandel. Zivilgesellschaftli-
che Akteure und andere lokale 
Stakeholder wie Unternehmer 
sind unverzichtbar, um sekto-
renübergreifende Lösungen 
und Projekte zu entwickeln, die 
im administrativen „Silo-Den-
ken“ kaum Chancen hätten. 

(8) Für eine wissenschaftliche Ana-
lyse der Erfahrungen bei der 
Umsetzung der kommunalen 
Strukturförderprojekte ist es – 
wie im Bericht ausgeführt – 
noch zu früh. Wenn diese in ei-
nigen Jahren vorhanden sein 
wird, könnten durch geeignete 
Formate z. B. in Förderlaboren 
die Erfahrungen mit der Umset-
zung kommunaler Projekte ge-
meinsam analysiert und „Best 
Practice“ Beispiele herausge-
funden werden, deren Erfahrun-
gen Lernprozesse in anderen 
Kommunen beschleunigen 
könnten. 

Die aktuelle Förderperiode des 
Strukturwandels in der Lausitz 
läuft noch bis zum 31.12.2026, de-
ren systematische wissenschaftli-
che Auswertung wird erst danach 
möglich sein. Unabhängig davon 
wird viel davon abhängen, wie 
rasch die bereits bewilligten Pro-
jekte sichtbare Wirkungen zeigen 
werden. Es ist davon auszugehen, 
dass der Strukturwandel in der Lau-
sitz in den Wahlkämpfen zum 
Landtag und zu den Kommunalver-
tretungen in Brandenburg im Jahr 
2024 eine wichtige Rolle spielen 
wird. Vom Ausgang der damit ver-
bundenen Debatte wird es wesent-
lich abhängen, ob es gelingt, die 
mehrheitliche gesellschaftliche 
Unterstützung für den Kohleaus-
stieg und Strukturwandel in der 
Lausitz aufrechtzuerhalten bzw. zu 
stabilisieren. 
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